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1. Übersicht über die Verhandlungen · Résumé des délibérations 
 
Botschaft vom 14. Mai 2008 zur Volksinitiative "Gegen 
Tierquälerei und für einen besseren Rechtsschutz der 
Tiere(Tierschutzanwalt-Initiative)" (BBl 2008 4313) 
 
NR/SR Kommission für Wissenschaft, Bildung und 
Kultur 
 
Bundesbeschluss über die Volksinitiative "Gegen 
Tierquälerei und für einen besseren Rechtsschutz der 
Tiere (Tierschutzanwalt-Initiative)" 
 
11.06.2009 Nationalrat. Beschluss nach Entwurf des 
Bundesrates. 
09.09.2009 Ständerat. Zustimmung. 
25.09.2009 Nationalrat. Der Bundesbeschluss wird in 
der Schlussabstimmung angenommen. 
25.09.2009 Ständerat. Der Bundesbeschluss wird in 
der Schlussabstimmung angenommen. 
Bundesblatt 2009 6651 
 

Message du 14 mai 2008 relatif à l'initiative populaire 
"Contre les mauvais traitements envers les animaux et 
pour une meilleure protection juridique de ces derniers 
(Initiative pour l'institution d'un avocat de la protection 
des animaux)" (FF 2008 3883) 
 
CN/CE Commission de la science, de l'éducation et de 
la culture  
 
Arrêté fédéral concernant l'initiative populaire "Contre 
les mauvais traitements envers les animaux et pour 
une meilleure protection juridique de ces derniers 
(Initiative pour l'institution d'un avocat de la protection 
des animaux)" 
 
11.06.2009 Conseil national. Décision conforme au 
projet du Conseil fédéral. 
09.09.2009 Conseil des Etats. Adhésion. 
25.09.2009 Conseil national. L'arrêté est adopté en 
votation finale. 
25.09.2009 Conseil des Etats. L'arrêté est adopté en 
votation finale.  
Feuille fédérale 2009 6007 
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3. Zusammenfassung der Verhandlungen 
 
08.036 Gegen Tierquälerei und für einen besseren Rechtsschutz der Tiere 

(Tierschutzanwalt-Initiative). Volksinitiative 
 
Botschaft vom 14. Mai 2008 zur Volksinitiative "Gegen Tierquälerei und für einen besseren 
Rechtsschutz der Tiere (Tierschutzanwalt-Initiative)" (BBl 2008 4313) 
 
Ausgangslage 
Am 26. Juli 2007 reichte der Schweizer Tierschutz STS die Volksinitiative «Gegen Tierquälerei und für 

einen besseren Rechtsschutz der Tiere (Tierschutzanwalt-Initiative)» ein. Die Initiative sieht eine 

Änderung von Artikel 80 der Bundesverfassung (BV) vor, der durch zwei neue Absätze ergänzt 

werden soll: 

Mit Absatz 4 soll in der Verfassung der Grundsatz verankert werden, dass der Bund den 
Rechtsschutz von Tieren als empfindungsfähigen Lebewesen regeln muss. 
Mit Absatz 5, dem Hauptanliegen der Initiative, sollen die Kantone verpflichtet werden, dafür zu 
sorgen, dass die Interessen der geschädigten Tiere in Strafverfahren von Amtes wegen durch 
geeignete Rechtsbeistände vertreten werden. Mit anderen Worten: Die Initiative möchte den 
geschädigten Tieren in Prozessen, die den Vollzug der Tierschutzbestimmungen betreffen, auf der 
Verfahrensebene eine günstigere Position verschaffen.  
Der von den Initiantinnen und Initianten vorgeschlagene Absatz 4 soll die Stellung des Tieres in der 
schweizerischen Rechtsordnung regeln. Eine solche Bestimmung ist nicht notwendig. Gestützt auf 
Artikel 122 und 123 BV hat der Bund von seiner Kompetenz bereits Gebrauch gemacht und die 
Rechtsstellung des Tieres gesetzlich geregelt. Diese wurde durch die Einführung neuer gesetzlicher 
Bestimmungen verbessert, namentlich im Anschluss an die parlamentarische Initiative Marty «Die 
Tiere in der schweizerischen Rechtsordnung». 
Gemäss der neuen Strafprozessordnung (StPO), die vom Parlament am 5. Oktober 2007 
verabschiedet wurde, haben die Kantone die Möglichkeit, eine öffentliche Tieranwältin oder einen 
öffentlichen Tieranwalt einzusetzen, falls sie dies wünschen. Bisher ist allerdings die Institution einer 
Tieranwältin oder eines Tieranwalts in unterschiedlicher Ausprägung erst in drei Kantonen 
vorgesehen. Die Kantone zu zwingen, einen solchen Mechanismus vorzusehen, würde somit einen 
unnötigen Eingriff in ihre Organisationsautonomie darstellen.  
Der Bundesrat beantragt den eidgenössischen Räten, die Tierschutzanwalt-Initiative Volk und 
Ständen mit der Empfehlung auf Ablehnung zu unterbreiten.  
 
Verhandlungen 
11.06.2009 NR Beschluss nach Entwurf des Bundesrates 
09.09.2009 SR Zustimmung. 
25.09.2009 NR Der Bundesbeschluss wird in der Schlussabstimmung angenommen. 

(130:50) 
25.09.2009 SR Der Bundesbeschluss wird in der Schlussabstimmung angenommen. (30:6) 
 
Im Nationalrat unterstützten die Fraktionen von SP und Grünen die Initiative. Kritisiert wurden Defizite 
und kantonale Unterschiede beim Vollzug des Tierschutzgesetzes. Angesichts der milden Strafen 
würden die Interessen der Täter höher gewichtet als jene der Tiere. Grüne sowie einige Mitglieder der 
CEg-Fraktion bedauerten, dass kein indirekter Gegenvorschlag ausgearbeitet worden war. Sie wollten 
deshalb die Initiative unterstützen, eine CEg-Mehrheit lehnte sie jedoch ab. Namens der BD-Fraktion 
wies Brigitta Gadient (BD, GR) unter anderem darauf hin, dass die Pflicht zur Einführung eines 
Tieranwaltes in unnötiger Weise in die Organisationsfreiheit der Kantone eingreifen würde. Mit den 
neuen rechtlichen Instrumenten der Strafprozessordnung werde eine wirkungsvolle Verfolgung von 
Straftaten ermöglicht und es werde eine einheitlichere Rechtsanwendung erfolgen. Im Plenum 
sprachen sich auch einige Landwirte gegen das Obligatorium eines Tieranwaltes aus. Sie empfanden 
den Tieranwalt als Misstrauensvotum gegen ihren Berufsstand. Gegen die Einzelfälle von 
Tiervernachlässigung auf Bauernhöfen sei auch ein Tieranwalt machtlos. 
Bundesrätin Doris Leuthard verwies auf die neue Strafprozessordnung, die 2011 in Kraft treten wird. 
Diese sieht in den Kantonen die Möglichkeit einer spezialisierten Staatsanwaltschaft für die 
Verfolgung  von Tierschutzdelikten vor. Zudem müsse nach dem neuen Tierschutzgesetz jeder 
Kanton eine Fachstelle für Tierschutz schaffen. Diese Behördenstellen sollen die Rechte der Tiere 
wahrnehmen. 
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Namens einer Minderheit der Kommission für Wissenschaft, Bildung und Kultur (WBK) beantragte die 
Grünliberale Tiana Moser (CEg ZH), dem Volk die Initiative zur Annahme zu empfehlen. Die 
Einsetzung eines Tieranwalts, der laut Initiativtext in allen Kantonen vor Gericht die Interessen der 
geschädigten Tiere zu vertreten hätte, sei keine Verschärfung des Tierschutzgesetzes. Vielmehr 
würde ein obligatorischer Tieranwalt den Vollzug geltenden Rechts verbessern und für eine 
konsequentere Ahndung von Verstössen sorgen. Die Rechtsanwendung in den Kantonen würde 
einheitlicher. 
Die Mehrheit des Nationalrates lehnte die Initiative jedoch ab. Mit 107 zu 47 Stimmen bei 12 
Enthaltungen empfahl dieser dem Volk, die Initiative abzulehnen. Für Annahme der Initiative waren 
alle Grünen sowie eine klare Mehrheit der SP-Fraktion. Auch 5 Mitglieder der CEg- sowie 2 der SVP-
Fraktion empfahlen dem Souverän die Initiative zur Annahme. 
Wie Bundesrat und Nationalrat beurteilte auch der Ständerat die Initiative als ungeeigneten Ansatz 
für einen besseren Tierschutz. Unter anderem wurde geltend gemacht, dass die Rechtstellung der 
Tiere in letzter Zeit verschiedentlich verbessert worden sei – zum einen durch neue zivilrechtliche 
Bestimmungen, zum anderen durch die vor einem Jahr in Kraft getretene neue 
Tierschutzgesetzgebung, gemäss der die Kantone Widerhandlungen von Amtes wegen verfolgen 
müssen. Für die Kommission für Wissenschaft, Bildung und Kultur (WBK) wies Hermann Bürgi 
(V, TG) zudem darauf hin, dass die neue eidgenössische Strafprozessordnung, welche 
voraussichtlich 2011 in Kraft treten wird, es den Kantonen freistelle, ob sie einen öffentlichen 
Tieranwalt einsetzen wollen oder nicht. Die Verpflichtung, wie sie die Initiative vorsehe, bringe einen 
unnötigen Eingriff in die kantonale Organisationsautonomie. Wie im Nationalrat verwies Bundesrätin 
Doris Leuthard auch im Ständerat auf die im Tierschutzgesetz vorgesehenen neuen kantonalen 
Fachstellen, denen auch Parteirechte gewährt werden könnten. Damit habe man den richtigen Hebel, 
um die Interessen der Tiere bestmöglich zu schützen. 
Anita Fetz (S, BS) engagierte sich im Ständerat für die Initiative. Mit der Institution des Tieranwalts 
signalisiere man der Öffentlichkeit, dass die Würde des Tieres wichtig sei. Mit dem Tierschutzgesetz 
sei zwar die Strafverfolgung bei Widerhandlungen verschärft worden. Das Problem sei jedoch das 
herrschende Vollzugsdefizit. Viele Misshandlungen von Tieren würden nicht geahndet, weil die 
Behörden zum Teil zeitlich überfordert seien. Es gehe also darum, den bereits gesetzlich festgelegten 
Rechtsschutz mittels Tieranwalt durchzusetzen. 
Auch This Jenny (V, GL) sprach sich für die Initiative aus. Es hapere beim Gesetzesvollzug in den 
Kantonen. Verstösse gegen das Tierschutzgesetz würden in aller Regel schlecht oder gar nicht 
geahndet. Leider machten die Kantone von ihrem Recht, einen Tieranwalt einzusetzen, keinen 
Gebrauch. Und es sei bezeichnend, dass sich so viele Tierhalter so vehement dagegen wehren 
würden. Das müsste eigentlich ein Alarmzeichen sein. Die Missstände seien teilweise tatsächlich 
herzzerreissend. 
In der Schlussabstimmung empfahl der Nationalrat die Initiative mit 130 zu 50 Stimmen zur 
Ablehnung. Die bürgerlichen Parteien votierten fast geschlossen für Ablehnung, einige Mitglieder der 
CEg-Fraktion, zwei Drittel der SP-Fraktion sowie fast alle Grünen befürworteten die Initiative. 
Der Ständerat empfahl Ablehnung mit 30 zu 6 Stimmen. 
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3. Condensé des délibérations 
 
08.036 Contre les mauvais traitements envers les animaux et pour une 

meilleure protection juridique de ces derniers (Initiative pour l'institution 
d'un avocat de la protection des animaux). Initiative populaire 

 
Message du 14 mai 2008 relatif à l'initiative populaire "Contre les mauvais traitements envers les 
animaux et pour une meilleure protection juridique de ces derniers (Initiative pour l'institution d'un 
avocat de la protection des animaux)" (FF 2008 3883) 
 
Situation initiale  
Le 26 juillet 2007, la Protection Suisse des Animaux PSA a déposé l’initiative populaire fédérale 
«Contre les mauvais traitements envers les animaux et pour une meilleure protection juridique de ces 
derniers (initiative pour l’institution d’un avocat de la protection des animaux)». 
L’initiative prévoit de compléter l’art. 80 de la Constitution (Cst.) par deux nouveaux alinéas: 
– L’al. 4 vise à inscrire dans la Constitution le principe selon lequel la Confédération doit édicter des 

dispositions sur la protection des animaux en tant qu’êtres vivants doués de sensations. 
– L’al. 5, qui est l’essence même de l’initiative, oblige les cantons à prévoir que les animaux lésés 

puissent être représentés en justice, d’office, par des défenseurs adéquats. Autrement dit, 
l’initiative a pour but de conférer une position plus favorable aux animaux lésés sur le plan de la 
procédure en cas d’actions tendant à faire appliquer des dispositions les protégeant. L’al. 4 
proposé par les auteurs de l’initiative vise à régler le statut de l’animal dans l’ordre juridique 
suisse. Une telle disposition n’est pas nécessaire. En effet, la Confédération, se fondant sur les 
art. 122 et 123 Cst. a déjà légiféré sur le statut juridique de l’animal. Celui-ci a été amélioré par 
l’introduction de nouvelles dispositions législatives, notamment suite à l’initiative parlementaire 
Marty «Les animaux dans l’ordre juridique suisse». 

Conformément au nouveau code de procédure pénale (CPP), adopté par le Parlement le 5 octobre 
2007, les cantons qui entendent instituer un défenseur public des animaux en ont la possibilité. Force 
est de constater que jusqu’ici, seuls trois cantons ont aménagé une norme spéciale à cet effet. Dès 
lors, obliger les cantons à prévoir une telle institution constituerait une ingérence inutile dans leur 
liberté d’organisation. 
Le Conseil fédéral propose aux Chambres fédérales de soumettre au peuple et aux cantons l’initiative 
populaire «Pour l’institution d’un avocat de la protection des animaux» en leur recommandant de la 
rejeter. 
  
Délibérations 
11.06.2009 CN Décision conforme au projet du Conseil fédéral. 
09.09.2009 CE Adhésion. 
25.09.2009 CN L'arrêté est adopté en votation finale. (130:50) 
25.09.2009 CE L'arrêté est adopté en votation finale. (30:6) 
 
Au Conseil national, l’initiative a bénéficié du soutien du groupe socialiste et du groupe des Verts. 
Tous deux ont souligné notamment certaines lacunes et des divergences entre les cantons 
concernant l’exécution de la loi sur la protection des animaux. À en juger par la légèreté des peines 
prononcées dans ce domaine, il est évident pour ces deux groupes que les intérêts des auteurs 
d’infractions sont placés au-dessus de ceux des animaux. Les Verts ainsi que quelques membres du 
groupe CEg ont regretté en outre qu’aucun contre-projet indirect n’ait été élaboré, et se sont pour 
cette raison prononcé en faveur de l’initiative. Au nom du groupe PBD, Brigitta Gadient (PBD, GR) a 
relevé notamment que l’obligation d’instituer un avocat de la protection des animaux constituerait une 
ingérence inutile dans la liberté d’organisation des cantons. D’après elle, les nouveaux instruments 
juridiques du code de procédure pénale permettront en effet de poursuivre efficacement les infractions 
de ce type, sans compter que l’application du droit gagnera ainsi en cohérence. Quelques agriculteurs 
se sont opposés également à l’institution d’un avocat de la protection des animaux, institution qu’ils 
ressentiraient comme un manque de confiance à l’égard de leur profession. En tout état de cause, ils 
estiment qu’un tel avocat serait impuissant face aux rares cas de mauvais traitements envers les 
animaux qui sont commis dans des exploitations agricoles. 
Pour sa part, la conseillère fédérale Doris Leuthard a évoqué elle aussi le nouveau code de procédure 
pénale, qui entrera en vigueur en 2011. Celui-ci prévoit en effet la possibilité pour les cantons 
d’instituer un défenseur public des animaux. Par ailleurs, la loi sur la protection des animaux oblige 
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déjà chaque canton à instituer un service spécialisé dans la protection des animaux, cette autorité 
étant chargée de garantir le respect des droits de l’animal. 
Agissant au nom d’une minorité de la Commission de la science, de l’éducation et de la culture, Tiana 
Moser (CEg, ZH), des Verts libéraux, a proposé de recommander au peuple d’accepter l’initiative. 
Pour cette minorité, l’institution d’un avocat de la protection des animaux, lequel serait appelé, selon 
le texte de l’initiative, à défendre les intérêts des animaux maltraités, et ce, éventuellement dans 
plusieurs cantons, ne constitue pas un durcissement de la loi sur la protection des animaux. Un 
avocat de la protection des animaux imposé contribuerait plutôt à améliorer l’exécution du droit en 
vigueur et pourrait veiller à la prise de sanctions plus strictes en cas d’infractions. Enfin, le droit serait 
appliqué de façon plus uniforme entre les cantons. 
Au final, la majorité du Conseil national a toutefois rejeté l’initiative et décidé, par 107 voix contre 47 et 
12 abstentions, de recommander au peuple d’en faire autant. L’ensemble des Verts et une forte 
majorité du groupe socialiste se sont prononcés quant à eux en faveur de son adoption. Cinq 
membres du groupe CEg et deux du groupe UDC ont également recommandé au peuple d’accepter 
l’initiative. 
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Amtliches Bulletin der Bundesversammlung

08.036

Gegen Tierquälerei
und für
einen besseren
Rechtsschutz
der Tiere
(Tierschutzanwalt-Initiative).
Volksinitiative
Contre les mauvais traitements
envers les animaux et pour
une meilleure protection juridique
de ces derniers (Initiative
pour l'institution d'un avocat
de la protection des animaux).
Initiative populaire

Erstrat – Premier Conseil
Botschaft des Bundesrates 14.05.08 (BBl 2008 4313)
Message du Conseil fédéral 14.05.08 (FF 2008 3883)

Nationalrat/Conseil national 09.06.09 (Erstrat – Premier Conseil)

Nationalrat/Conseil national 11.06.09 (Fortsetzung – Suite)

Kunz Josef (V, LU), für die Kommission: Die Volksinitiative
«gegen Tierquälerei und für einen besseren Rechtsschutz
der Tiere», die am 26. Juli 2007 eingereicht wurde, verlangt,
die Bundesverfassung wie folgt zu ändern: Artikel 80 der
Bundesverfassung soll mit einem Absatz 4 und einem Ab-
satz 5 ergänzt werden. Absatz 4 soll lauten: «Der Bund re-
gelt den Rechtsschutz von Tieren als empfindungsfähigen
Lebewesen.» Absatz 5 soll lauten: «In Strafverfahren wegen
Tierquälerei oder anderen Verstössen gegen das Tier-
schutzgesetz vertritt eine Tierschutzanwältin oder ein Tier-
schutzanwalt die Interessen der misshandelten Tiere. Meh-
rere Kantone können eine gemeinsame Tierschutzanwältin
oder einen gemeinsamen Tierschutzanwalt bestimmen.»
Die WBK des Nationalrates hat nach der Anhörung der Ver-
treter des Initiativekomitees vom Schweizer Tierschutz am
20. November 2008 die Volksinitiative, auch Tierschutzan-
walt-Initiative genannt, beraten. Die Initiative verlangt – wie
gesagt – eine Ergänzung von Artikel 80 der Bundesverfas-
sung und will damit eine Verbesserung der Stellung des Tie-
res in der schweizerischen Rechtsordnung bewirken. So soll
der Bund den Rechtsschutz von Tieren als empfindungsfähi-
gen Lebewesen regeln. Die Interessen von misshandelten
Tieren sollen in Strafverfahren wegen Tierquälerei durch ei-
nen Tierschutzanwalt vertreten werden.
Die WBK beschloss einstimmig, die Möglichkeit einer Rege-
lung der Anliegen der Tierschutzanwalt-Initiative auf Geset-
zesstufe zu prüfen, bevor sie sich zur Volksinitiative äus-
serte. Sie beauftragte die Verwaltung, entsprechende Mög-
lichkeiten auszuarbeiten. An ihrer Sitzung vom 20. Januar
2009 nahm die WBK Kenntnis von zwei von der Verwaltung
ausgearbeiteten Vorschlägen, die Anliegen der Initiative
nicht auf Verfassungs-, sondern auf Gesetzesstufe zu re-
geln. Die WBK des Nationalrates beschloss mit 16 zu 8
Stimmen unter dem Vorbehalt der Zustimmung der WBK des
Ständerates, in Form der Kommissionsinitiative 09.401,
«Wahrung der Interessen von geschädigten Tieren in Straf-
verfahren», einen indirekten Gegenvorschlag zur Volksinitia-
tive zu machen; dies ohne bereits einen Beschluss bezüg-
lich der Varianten zu treffen.
Dies hätte bedeutet, der Bundesversammlung eine Vorlage
zu unterbreiten, welche dem Bund ermöglicht hätte, die Kan-
tone zur Einsetzung einer Behörde zu verpflichten, welche
im Strafverfahren die Interessen der geschädigten Tiere
wahrt. Dieser Entscheid setzte aber, wie gesagt, die Zustim-
mung der WBK-SR voraus. Mit 6 zu 4 Stimmen bei 1 Enthal-
tung entschloss sich die WBK-SR aber, dem Beschluss ihrer
Schwesterkommission nicht zu folgen.

Die Mehrheit der Schwesterkommission ist der Ansicht, dass
die heutigen gesetzlichen Regelungen, insbesondere die
neue Strafprozessordnung, den Kantonen bereits die Mög-
lichkeit biete, eine Behörde oder einen Tieranwalt vorzuse-
hen. Eine Minderheit anerkennt aber die Rechtsstellung und
die Mängel im Tierschutzgesetz.
Die WBK-NR schliesst sich bei dieser Ausgangslage der
Haltung des Bundesrates an, nämlich, die Volksinitiative sei
abzulehnen. Hauptgrund hierfür ist, nicht in die Kompeten-
zen der Kantone zusätzlich eingreifen zu wollen. Die Kan-
tone haben ja die Möglichkeit, Vorkehrungen im Sinn der
Volksinitiative zu treffen. Diese Möglichkeit wird noch grös-
ser mit dem Inkrafttreten der neuen Schweizerischen Straf-
prozessordnung im Jahre 2011.
Auch der Bundesrat hat bei seiner Stellungnahme darauf
hingewiesen, dass seit September 2008 das Tierschutzge-
setz in Kraft ist, welches Verbesserungen beim Vollzug des
Tierschutzrechtes bringt. Deren Umsetzung bringt dem Tier
weit mehr als die Einsetzung von Tieranwälten. So müssen
beispielsweise seit September 2008 die kantonalen Voll-
zugsbehörden Strafanzeige erstatten, wenn sie einen vor-
sätzlichen Verstoss gegen das Tierschutzgesetz feststellen.
Die WBK empfiehlt Ihnen aus all diesen Gründen, die Volks-
initiative zur Ablehnung zu empfehlen; und zwar mit 9 zu 6
Stimmen bei 7 Enthaltungen. Ich bitte Sie also, dem Antrag
der Kommissionsmehrheit zuzustimmen und den Antrag der
Minderheit abzulehnen.

Perrinjaquet Sylvie (RL, NE), pour la commission: Les tra-
vaux de la Commission de la science, de l'éducation et de la
culture sur l'initiative populaire «pour l'institution d'un avocat
de la protection des animaux» ont connu des divergences
certaines avec ceux de la commission soeur du Conseil des
Etats. En effet, très rapidement, notre commission a eu la
certitude que, posée comme telle, la question aurait de bon-
nes chances en votation populaire et qu'alors une inscription
dans la Constitution fédérale en résulterait, ce que personne
ne souhaitait alors. Cette certitude demeure aujourd'hui en-
core.
A l'exception d'une minorité formée de membres du groupe
UDC, la commission a estimé qu'une simple non-entrée en
matière ne suffirait pas, et elle a par conséquent proposé un
contre-projet indirect sous forme de l'ajout d'un article dans
la loi sur la protection des animaux. La question était ainsi
ramenée au niveau législatif, ce qui du point de vue juridique
était nettement plus acceptable. Les signaux venant des mi-
lieux de la défense des animaux étaient également plutôt
positifs, ceux-ci se déclarant prêts à accepter une telle solu-
tion négociée, voire même à retirer leur initiative populaire.
Hélas! la commission soeur du Conseil des Etats a rejeté la
proposition de notre commission, avec pour argument es-
sentiel que l'actuelle loi sur la protection des animaux offre
suffisamment de possibilités aux cantons pour agir. Après
moult discussions et avis très partagés, notre commission a
maintenu son cap et vous a soumis il y a quelques semai-
nes, lors de la session de printemps, une initiative parlemen-
taire dont le but est de servir de contre-projet indirect à cette
initiative populaire. Notre démarche n'a pas trouvé grâce à
vos yeux, et c'est par 91 voix contre 64 que vous l'avez reje-
tée.
Arrivés aujourd'hui à un point de non-retour, nous souhai-
tons rappeler ici quelques arguments qui plaidaient en fa-
veur d'une intervention et qui demeurent valables: les insuffi-
sances dues aux pratiques pénales extrêmement différentes
d'un canton à l'autre; les dispositions parfois lacunaires dans
la législation de certains cantons; le besoin d'harmoniser au
mieux les dispositions du droit cantonal en la matière. La dif-
férence est qu'aujourd'hui, nous ne disposons plus d'aucune
alternative pour y répondre, et la grande majorité des mem-
bres de la commission le regrettent vivement. Nous ne pou-
vons dire que oui ou non à l'initiative populaire qui, de l'avis
de tous les membres de la commission, va trop loin au ni-
veau constitutionnel. 
La minorité qui, au départ, ne souhaitait pas forcément l'ac-
ceptation de cette initiative populaire et qui était prête à sou-
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tenir activement le contre-projet indirect se rallie aujourd'hui
aux initiants. Elle a d'ores et déjà fait savoir qu'elle s'engage-
rait dans la campagne en faveur du oui.
Finalement, animée de nombreux sentiments contradictoi-
res, c'est par 9 voix contre 6 et 7 abstentions – un score qui
en dit long sur la tâche qui nous attend au moment de la vo-
tation populaire – que la commission vous demande de re-
commander le rejet de cette initiative populaire sans contre-
projet et de bien considérer la signification et la portée d'une
disposition qui prévoit l'instauration d'un avocat pour ani-
maux dans la Constitution. La commission vous remercie de
suivre sa proposition.

Bruderer Pascale (S, AG): Es ist noch nicht lange her, da
verging sich jemand im Kanton Basel-Landschaft an drei
Kälbchen derart schwer, dass zwei der drei Kälbchen der zu-
gefügten inneren Verletzungen wegen qualvoll sterben mus-
sten. Der Mann kam mit einer Busse von 1500 Franken da-
von. Dabei sähe das Tierschutzgesetz für schwere Tierquä-
lerei bis zu drei Jahre Gefängnis vor.
Das ist nicht das einzige Urteil, welches aufhorchen und
welches aufschrecken lässt. Ich möchte Sie aber mit weite-
ren Beispielen verschonen, mit Beispielen, die zeigen, wieso
es Handlungsbedarf bei der Umsetzung und beim Vollzug
der Tierschutzgesetzgebung gibt. Es sind Beispiele, die zei-
gen, wieso es den Tierschutzanwalt, die Tierschutzanwältin
eben braucht.
Wer die Tierschutz-Gerichtsurteile zum Beispiel auf den Li-
sten des Schweizer Tierschutzes (STS) oder der «Stiftung
für das Tier im Recht» durchliest, erlebt ein Wechselbad der
Gefühle, so jedenfalls ergeht es mir. Einerseits ist es er-
schreckend, es ist grausam, was Menschen Tieren antun.
Dazu kommt andererseits ein unsäglicher Ärger darüber, wie
nachlässig, wie milde die Strafverfolgungsbehörden allzu oft
mit Tierquälern und Tierquälerinnen – es sind jedoch mei-
stens Männer – umgehen. Auch Tiere haben ihre Würde und
Rechte, und wir sind es ja, die deshalb für eine sinnvolle und
eine angemessene Tierschutzgesetzgebung gesorgt ha-
ben. Nun können und sollten wir doch die Augen nicht davor
verschliessen, wenn es beim Vollzug zu so gravierenden
Problemen kommt.
Die SP-Fraktion hätte es ganz klar begrüsst, wenn wir uns
des Anliegens auf Gesetzesebene angenommen hätten.
Ihre WBK war dazu bereit, nicht aber unser Rat. Das ist sehr
bedauerlich, wie vorher bereits die Berichterstatterin franzö-
sischer Sprache betont hat. Umso mehr braucht es jetzt
aber gemäss Meinung unserer Fraktion die Initiative «gegen
Tierquälerei und für einen besseren Rechtsschutz der
Tiere». Der Tierschutzanwalt bzw. die Tierschutzanwältin ist
nicht nur eine notwendige, sondern auch eine wirksame und
vor allem – darauf möchte ich noch kurz eingehen – eine ef-
fiziente Institution. Dies belegen nicht zuletzt die Erfahrun-
gen mit dem Tieranwalt im Kanton Zürich, welcher jährlich
rund 80 000 Schweizer Franken kostet, was 0,08 Prozent
der kantonalen Ausgaben für die Strafverfolgung gegen Er-
wachsene entspricht.
Übrigens nimmt die Initiative Rücksicht auf kleine Kantone.
Diese können bei Bedarf zusammenspannen, also einen
Tierschutzanwalt, eine Tierschutzanwältin und die entspre-
chenden Kosten teilen. Vergessen wir nicht: Tierschutzan-
wälte und Tierschutzanwältinnen bewirken einer deutlichen
Entlastung der kantonalen Veterinärämter, die heute im Zu-
sammenhang mit Tierquälereien enorm viel Zeit aufwenden
müssen und die oft zeitlich und personell, aber auch inhalt-
lich überfordert sind. Dabei möchte ich erwähnen, dass es
auch für die Polizei und die Gerichte kein Leichtes ist, Ver-
stösse gegen die Tierschutzgesetzgebung als solche zu er-
kennen. Die Kompetenz eines Tierschutzanwaltes bzw. ei-
ner Tierschutzanwältin wäre deshalb wichtig. Deshalb ist die
Initiative aus meiner Sicht eine Verbesserung, die eigentlich
auch von den Behörden begrüsst werden müsste.
Der Tierschutzanwalt, die Tierschutzanwältin wird einen we-
sentlichen Beitrag leisten, den Rechten der Tiere mehr Ach-
tung zu verschaffen und – das vor allem – für griffige Voll-
zugsstrukturen im Tierschutz zu sorgen. Das sind Anliegen,

die an und für sich über die Parteigrenzen hinaus mehrheits-
fähig sein sollten. Es sind auch Anliegen – das erfuhr ich sel-
ber, als ich für die Initiative Unterschriften sammelte –, die
der breiten Bevölkerung am Herzen liegen. Dass auch in der
Kommission die Situation nicht ganz so klar ist, zeigen die
sieben Enthaltungen bei neun ablehnenden und sechs zu-
stimmenden Stimmen.
Im Namen der SP-Fraktion bitte ich Sie gemeinsam mit der
Kommissionsminderheit um Unterstützung der Volksinitia-
tive.

Gadient Brigitta M. (BD, GR): Im Namen der BDP-Fraktion
beantrage ich Ihnen, diese Volksinitiative, welche verlangt,
dass in Strafverfahren wegen Verstössen gegen das Tier-
schutzgesetz ein spezieller Tieranwalt die Interessen der
misshandelten Tiere vertritt, zur Ablehnung zu empfehlen.
Das Anliegen, einen solchen Tieranwalt in unsere Rechts-
ordnung einzuführen, ist ja nicht neu. Dabei hat sich unser
Parlament bereits mehrfach dafür ausgesprochen, dass
Tieranwälte möglich sein sollen, auch möglich sind, aber die
Regelung eben nach dem Willen und den Bedürfnissen der
Kantone erfolgen soll. Das widerspricht in keiner Art und
Weise der Forderung, dass Tiere einen besonderen Schutz
geniessen müssen, umso mehr, als wir ja im neuen Tier-
schutzgesetz bereits vorgesehen haben, dass es in jedem
Kanton eine kantonale Fachstelle für Tierschutz geben
muss.
Die besondere Rechtsstellung der Tiere ist in unserer Bun-
desverfassung geregelt, und Verstösse gegen das Tier-
schutzgesetz werden von Amtes wegen verfolgt. Die zustän-
digen Behörden müssen bei jedem festgestellten Verstoss
Anzeige erstatten. Die Strafbehörden sind dann verpflichtet,
alle Straftaten, die sie bei ihrer amtlichen Tätigkeit festge-
stellt haben oder die ihnen gemeldet wurden, entweder
selbst zu verfolgen oder sie der zuständigen Behörde anzu-
zeigen. Verfolgung und Beurteilung strafbarer Handlungen
sind aber Sache und Zuständigkeit der Kantone. Diese ver-
fügen über die nötigen Instrumente, um die Forderungen der
Initiative in die Praxis umzusetzen.
Bis jetzt haben drei Kantone die Institution eines Tieranwalts
in unterschiedlicher Form in ihre Rechtsordnung aufgenom-
men. Die Pflicht zur Einführung der Institution eines Tieran-
walts würde aber in unnötiger Weise in die Organisations-
freiheit der Kantone eingreifen und wäre auch ein Wider-
spruch in unserer Rechtssystematik.
Die neue Strafprozessordnung sieht nun vor, dass entweder
eine spezialisierte Staatsanwaltschaft für die Verfolgung von
Widerhandlungen gegen das Tierschutzgesetz eingerichtet
werden kann, oder dann besteht die Möglichkeit, dass eine
Behörde eingesetzt wird, die die öffentlichen Interessen
wahrt. Die Kantone können auch gemeinsame Staatsan-
waltschaften einsetzen oder interkantonale Verträge ab-
schliessen und damit gemeinsame Lösungen vorsehen, was
vor allem für die kleineren Kantone natürlich eine wichtige
Möglichkeit darstellt. 
Entgegen der Auffassung der Initiantinnen und Initianten
sind wir der Meinung, dass eine wirkungsvolle Verfolgung
von Straftaten so möglich ist und eine zusätzliche Regelung,
wie sie die Initiative verlangt, nicht nötig ist. Noch einmal:
Die Kantone haben bereits heute die Möglichkeit, Vorkeh-
rungen im Sinne der Initiative zu treffen. Die heute in den
verschiedenen Kantonen bestehenden Unterschiede wer-
den zudem zweifellos durch die mit der Strafprozessordnung
eingeführten neuen rechtlichen Instrumente verringert wer-
den. Auch die Effizienz der Strafverfolgung wird verbessert
werden, indem eben Unterschiede bei der Verfolgung von
Verstössen, die heute bestehen und die nicht wünschbar
sind, verringert werden.
Die heutige gesetzliche Regelung, insbesondere dann auch
die neue Strafprozessordnung, bietet den Kantonen die
Möglichkeit, eine Behörde oder einen Tieranwalt vorzuse-
hen, die oder der bei Verstössen gegen das Tierschutzge-
setz das Interesse der Tiere im Strafverfahren wahrt. Die In-
itiative ist deshalb nicht nötig, und sie ist unseres Erachtens
auch nicht der unserem Rechtssystem entsprechende Weg. 
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Die BDP-Fraktion beantragt Ihnen deshalb mit unserer Kom-
mission und mit dem Bundesrat, die Initiative Volk und Stän-
den zur Ablehnung zu empfehlen.

Noser Ruedi (RL, ZH): Wie mehrmals angetönt, hat die In-
stitution des Tieranwaltes hier im Rat eine relativ lange Ge-
schichte. Die einen oder anderen mögen sich noch daran er-
innern, dass wir in der letzten Legislaturperiode ein neues
Tierschutzgesetz in Kraft gesetzt haben; dies aufgrund einer
Initiative des Tierschutzes, die sehr, sehr viele Forderungen
aufgestellt hatte. Wir haben diese Forderungen damals ge-
prüft, mit den Initianten intensiv verhandelt und einen gang-
baren Weg gefunden, indem wir mit dem Tierschutzgesetz
einen Gegenvorschlag vorgelegt haben.
Wenn Sie sich die alte Initiative und das heute geltende Tier-
schutzgesetz vornehmen, werden Sie feststellen, dass prak-
tisch alle Punkte jener Initiative aufgenommen worden sind,
mit Ausnahme des Tieranwaltes. Die Initianten hatten sich
damit einverstanden erklärt. Nach Inkrafttreten des neuen
Tierschutzgesetzes ist jedoch, vom gleichen Absender, post-
wendend eine neue Initiative auf den Tisch gekommen, mit
der die Einführung eines Tieranwaltes gefordert wird.
Öffentliche Organisationen, die sich dem Tierschutz widmen
und so mit ihren Spendengeldern umgehen, haben einfach
zu viel Geld, sonst könnten sie sich solche Dinge nicht
leisten. Sie hätten nämlich auch an der ersten Initiative fest-
halten und diese vors Volk bringen können. Das wollten sie
aber nicht tun. Das ist der erste Punkt, der etwas zu denken
gibt.
Der zweite Punkt: Wir haben damals im Tierschutzgesetz
die Einführung eines Tieranwaltes abgelehnt, nicht zuletzt,
weil es in den Kantonen ja sehr gute und sehr weitgehende
Lösungen gibt und weil die Eidgenössische Strafprozessord-
nung debattiert wurde. Sie mögen sich vielleicht noch an je-
ne Debatte erinnern: Es gab hier im Rat Anträge, die den
Tieranwalt für obligatorisch erklären wollten. Unser Rat
lehnte ein solches Obligatorium ab und überliess es den
Kantonen: Die Kantone können es so machen, wie sie es für
richtig erachten. Hüben wie drüben, also bei den Tierschutz-
freunden wie bei jenen, die vielleicht etwas weniger tier-
schutzfreundlich eingestellt sind, ist diese Lösung eigentlich
für gut befunden worden. Überall werden die kantonalen
Lösungen für ideal angesehen. Auf meine banale Frage,
warum sie denn nicht auf kantonaler Ebene kämpften –
sodass man dort, wo es keine Tieranwälte gibt, solche ein-
setzt –, antworteten mir die Initianten lakonisch, das bringe
ihnen zu viel Aufwand, sie zögen ein Obligatorium vor.
Gestatten Sie mir noch eine Anmerkung zu meinem ersten
Punkt: Ich glaube, hier geht es darum, Öffentlichkeitswirkung
zu erzielen und Spendengelder zu mobilisieren, und nicht
darum, die Forderung nach Tieranwälten in den Kantonen
möglichst schnell umzusetzen. Denn Druck in den Kantonen
würde hier garantiert helfen, weil alle Parteien dazu mehr
oder weniger Ja gesagt haben. Man könnte das sehr schnell
umsetzen, ohne den Riesenumweg über eine Volksinitiative
zu gehen. 
Wir haben uns in der Kommission trotz aller dieser Vorbe-
halte für offen erklärt, auch noch einen Gegenvorschlag zu
prüfen. Nun muss man aber ehrlicherweise sagen: Ein Ge-
genvorschlag ist eigentlich nur ein Gegenvorschlag, wenn er
nicht die Initiative vollzieht, sondern irgendwo ein Kompro-
miss ist zwischen dem, was man heute hat, und dem, was
die Initiative will. Leider sind wir bei aller unserer Gesetzge-
bung ja schon so weit gegangen, dass es einen solchen
Kompromiss nicht geben kann, indem heute alles schon
möglich ist, einfach fakultativ auf Kantonsebene. Im Weite-
ren hat sich die Kommission des Ständerates einem Kom-
promiss verwehrt. 
Nun zu dieser Initiative: Diese Initiative ist eine sehr gefährli-
che Initiative, weil sie in keiner Art und Weise regelt, ob die-
ser Staatsanwalt eine öffentliche oder eine private Funktion
hat. Ist er ein Privatkläger, oder ist er ein öffentlicher Kläger?
Das ist nicht geklärt. Wenn man die Bedenken des Bundes-
rates in der Botschaft ernst nimmt, kann man durchaus auch
auf die Idee kommen, dass aufgrund dieser Verfassungsbe-

stimmung auch Privatkläger möglich sind. Das würde heis-
sen, jeder Mann oder jede Frau, der oder die das Gefühl hat,
dass irgendwo ein Tier gequält wird, könnte sich als dessen
Anwalt einsetzen, könnte Vereinigungen gründen und
könnte dann im Strafprozessverfahren Anträge stellen. Dass
dies eine sehr teure Übung wird, ist Ihnen ja klar. Sie können
Weiteres dazu in der Botschaft nachlesen, in Kapitel 3.3.2.
Die Initiative ist darum auf jeden Fall zur Ablehnung zu emp-
fehlen, und es ist dem Volk auch klarzumachen, was diese
an Gefahren beinhaltet. Wir führen hier nämlich über die
Hintertüre so etwas wie ein Verbandsbeschwerderecht im
Tierschutz ein. Das ist das, was die Initianten eigentlich
wünschen. Dies ist klar abzulehnen. Dass es die Initianten
unterlassen haben, in ihrem Initiativtext bezüglich der öffent-
lichen und der privaten Seite zu präzisieren, ist das Problem
der Initianten. Sie haben das anscheinend bewusst nicht ge-
macht. Denn es wäre ja so einfach gewesen, das Wort «öf-
fentlich» in diesen Verfassungstext einzubauen. Das ist kei-
ne sehr schwierige Sache. Man kann also nicht sagen, das
sei vergessen gegangen. Es wurde bewusst weggelassen.
In diesem Sinn bin ich der Ansicht: Sobald Anwälte und
Richter diesen Text wirklich lesen werden, werden sie fest-
stellen, dass es nicht um das geht, was meine Vorredner ge-
sagt haben, nämlich darum, auf Verfassungsstufe zu veran-
kern, was heute in den Kantonen gut läuft. Um den Punkt
geht es nicht, sondern es geht darum, das, was in den Kan-
tonen gut läuft, so zu verstärken, dass in Zukunft jeder Pri-
vate klagen kann. Ich bin sehr gespannt, wie Sie dann zu
vernünftigen Urteilen kommen wollen und wie Sie in vier,
fünf Jahren hier drin diese Gesetzgebung beurteilen werden,
wenn Sie diese Initiative heute befürworten.
Ich bitte Sie wirklich, heute diese Initiative klar bachab zu
schicken, auch als Zeichen an die Vertreter des Tierschut-
zes, dass sie nicht Jahr für Jahr neue Initiativen einreichen
können. Ich bitte Sie, wenn Sie Befürworter sind, bei der
Volksabstimmung den Menschen dann auch die Wahrheit
darüber zu sagen, was die Initianten wirklich wollen; respek-
tive ich werde versuchen, dann klar zu erläutern, warum
diese Initiative abzulehnen ist.

Graf Maya (G, BL): Die grüne Fraktion wird die Volksinitia-
tive «gegen Tierquälerei und für einen besseren Rechts-
schutz der Tiere» unterstützen.
Es ist ein altes Anliegen des Tierschutzes und der Tierschüt-
zerinnen und Tierschützer, dass die Interessen der geschä-
digten Tiere in Strafverfahren besser geschützt werden. Die-
ses Anliegen wurde schon anlässlich der Revision des Tier-
schutzgesetzes und der Revision der Strafprozessordnung
diskutiert und jeweils mit knappen Resultaten im Parlament
abgelehnt.
Nun liegt dieses Anliegen in Form einer Volksinitiative des
Schweizer Tierschutzes erneut vor. Es ist zu bedauern, dass
es auch dieses Mal die Mehrheit des Parlamentes abgelehnt
hat, das berechtigte Anliegen mit einem Gegenvorschlag auf
Gesetzesstufe zu verankern, denn dort würde es nämlich
hingehören. Somit ist nur noch der Weg über eine Volksab-
stimmung offen. Hier werden wir Grünen die Initiative für die
Einführung von Tierschutzanwälten und Tierschutzanwältin-
nen unterstützen und den Stimmbürgerinnen und Stimm-
bürgern diese Initiative zur Annahme empfehlen. Sie hat
auch durchaus Chancen, angenommen zu werden, denn die
Menschen sind sensibel in Bezug auf Tierquälereien und
Tiervernachlässigungen.
Die Vollzugsprobleme bei Strafverfahren sind offenkundig.
Dies hat sich leider auch mit dem revidierten Tierschutzge-
setz nicht verbessert. In Strafverfahren hat heute nämlich
nur der Tierquäler selbst Rechte: Akteneinsichtsrecht, das
Recht auf Vertretung durch einen Anwalt und das Recht, ein
Urteil anzufechten. Die Geschädigten selbst, nämlich die
Tiere und die Tierschutzorganisationen – wenn sie eine Tier-
quälerei angezeigt haben –, haben diese Rechte nicht. Das
ist ungerecht. Es entspricht auch dem Volksempfinden nicht,
und es ist mit Sicherheit nicht dazu angetan, den Vollzug des
Tierschutzgesetzes zu verbessern. Denken Sie auch daran,
dass nur knapp 20 Prozent aller eingeleiteten Strafverfahren

3



08.036           Conseil national   9 juin 2009

Bulletin officiel de l’Assemblée fédérale

überhaupt vor den Richter kommen. Und selbst bei gröbsten
Quälereien werden meist geringe Strafen ausgesprochen.
Strafverfahren wie etwa bei Tierversuchshaltungen werden
mangels Beweisen sogar oft eingestellt. Wir sind überzeugt,
dass die von der Initiative geforderten kantonalen Tier-
schutzanwälte für Tiere und – das ist uns wichtig – auch für
Tierhalterinnen und Tierhalter einen grossen Vorteil bieten.
Für Verfahren, in welche Nutz- und Haustiere involviert sind,
wird nämlich eine Kompetenzstelle geschaffen. Davon ver-
sprechen wir uns eine sachgemässe Rechtsauslegung des
Tierschutzrechts, mit der die Strafanzeigen und Meldungen
nach dem Grad des Vergehens eingestuft werden. Dies ver-
sachlicht die Administrativ- und Strafverfahren; das ist uns
ein grosses Anliegen. Gerade in der Landwirtschaft haben
wir nämlich ein besonderes Interesse, dass Abklärungen
und Massnahmen bei Tierschutzfällen juristisch von beson-
deren Kenntnissen der Rechtslage begleitet werden. Zwar
trat am 1. September 2008 die neue Tierschutzgesetzge-
bung in Kraft. Doch das bekannte Vollzugsdefizit wird beste-
hen bleiben, da im administrativen Teil wenig und im Strafbe-
reich praktisch nichts verändert wurde.
Wir Grünen sind daher überzeugt, dass ein Tierschutzanwalt
Vertrauen in das Tierschutzrecht schaffen kann und auch
den Tierhalterinnen und -haltern dient. Wir unterstützen die
Volksinitiative. 

Schibli Ernst (V, ZH): Die Haustierhaltung ist ja von der Tier-
schutzgesetzgebung ebenfalls betroffen. Stellen Sie sich
jetzt vor: Eine Person hält ein Tier, pflegt und ernährt dieses
Tier perfekt, aber von den Tierschutzvorschriften her muss
sie in der Haltung Abstriche machen. Soll dann diese Person
durch eine Anzeige kriminalisiert werden, wenn das Tier
nicht hundertprozentig nach den Tierschutzvorschriften ge-
halten wird?

Graf Maya (G, BL): Herr Schibli, dazu möchte ich Ihnen zwei
Dinge sagen. Im Kanton Zürich gibt es ja bereits den Tier-
schutzanwalt, also in Ihrem Kanton. Es sind sehr gute Erfah-
rungen gemacht worden, weil es eben gerade nicht um eine
Kriminalisierung geht, sondern um eine Versachlichung der
Diskussion, weil die einzelnen Fälle von einem darauf spe-
zialisierten Tierschutzanwalt oder einer spezialisierten Tier-
schutzanwältin genau und sicher abgeklärt werden. Es ist
dann nicht so, wie es bis jetzt ist, dass sich teilweise auch
Leute damit beschäftigen, die von Tierschutzfragen, von
Haltungsfragen nichts verstehen. Es gibt Sicherheit in die-
sem heiklen Bereich.

Bigger Elmar (V, SG): Können Sie verstehen, dass ich es
nicht gerne sehe, wenn Sie sich als Bäuerin für die Tieran-
wälte und nicht für die Landwirte einsetzen? Oder ist es bei
Ihnen nicht so, dass man die Probleme eher direkt statt über
Anwälte löst? Sind Sie für solche Anwälte, und wollen Sie
überhaupt etwas zur Sache beitragen? 
Die beste Lösung war bis jetzt immer das direkte Gespräch
und nicht der Weg über Anwälte. Das mögen gute Kollegen
sein, aber daneben sind wir uns, glaube ich, einig.

Graf Maya (G, BL): Ja, Herr Bigger, man muss hier beim
Tierschutzanwalt ganz klar festhalten, dass es nicht darum
geht, dass dieser Tierschutzanwalt oder diese Tierschutzan-
wältin selbst nun Strafverfahren einleitet oder Anzeigen
macht. Die Anzeige kommt auf den Tisch dieses Tierschutz-
anwaltes, wenn sie bereits erfolgt ist. Er leitet diese Gesprä-
che, die ich wie Sie auch befürworte und die in dem von Ih-
nen dargelegten Fall nicht funktioniert haben.
Es ist ein Vorteil für die Landwirtschaft, und darum setze ich
mich dafür ein. Übrigens, auch Biosuisse unterstützt dieses
Anliegen. Wenn ein Strafverfahren vorliegt, ist es ein Vorteil,
dass dieses Strafverfahren bei einem spezialisierten Anwalt,
einer spezialisierten Anwältin sauber abgeklärt wird; dies
gibt eine Sicherheit für die Landwirtschaft.

Grin Jean-Pierre (V, VD): Madame Graf, vous avez affirmé
que les personnes qui sont censées faire respecter la loi sur

la protection des animaux ne connaissaient pas très bien les
animaux. Alors cela veut-il dire que les services vétérinaires
cantonaux sont incompétents pour faire ce contrôle?

Graf Maya (G, BL): Leider konnten wir ja keinen Gegenvor-
schlag machen. Ich hätte es sehr begrüsst, wenn wir von
diesem Parlament den Auftrag bekommen hätten, einen Ge-
genvorschlag auszuarbeiten. Es hätte dann die Möglichkeit
bestanden, in diesem Gegenvorschlag den Kantonen in den
Bereichen, in denen der Kantonstierarzt tätig ist, die Kompe-
tenz zu geben, diese anwaltliche Frage zu regeln. Sie haben
leider auch mit Ihrem Stimmverhalten hier eine solche Lö-
sung verhindert.

van Singer Christian (G, VD): On a discuté tout à l'heure des
chiens dangereux. Vous connaissez tous des exemples de
personnes irresponsables qui, ayant dressé leurs chiens de
façon à les rendre agressifs, passent entre les gouttes du
système judiciaire ou sont condamnées à des peines très lé-
gères. Cela ne se passerait pas de la sorte si les animaux
avaient aussi un avocat. Pourquoi cela? Vous savez tous
qu'à l'heure actuelle, dans la plupart des cantons, les per-
sonnes qui commettent des actes cruels envers les animaux
ont droit à un avocat, ont accès aux pièces, mais qu'en re-
vanche les animaux ne bénéficient d'aucune défense.
Bien sûr, les chambres auraient pu rédiger un contre-projet
comportant des dispositions rédigées avec plus de finesse,
comme par exemple celle de confier aux vétérinaires canto-
naux la défense des animaux là où il y a des vétérinaires
cantonaux actifs. Mais voilà, il n'y a pas de contre-projet.
Reste donc cette initiative populaire, qui aura l'avantage de
rétablir la situation. Elle aura un effet dissuasif auprès des
gens qui ne se comportent pas correctement envers les ani-
maux.
On nous dit que cette initiative va trop loin. En quoi est-ce
qu'elle va trop loin? Elle établit simplement une situation cor-
recte. On nous dit que cela va coûter trop cher. Regardez ce
qui se passe à Zurich: il n'y a pas de coûts excessifs, il n'y a
pas d'utilisation abusive de cette possibilité d'avoir un avocat
pour les animaux.
C'est pourquoi, au nom du groupe des Verts, je vous invite à
recommander au peuple et aux cantons d'accepter cette ini-
tiative.

Müri Felix (V, LU): Im Namen der SVP-Fraktion bitte ich Sie,
die Volksinitiative «gegen Tierquälerei und für einen besse-
ren Rechtsschutz der Tiere» zur Ablehnung zu empfehlen.
Ein Nein zur Initiative ist in erster Linie ein Ja zur Autonomie
der Kantone. Die Kantone haben schon heute die Möglich-
keit, einen Anwalt zur Wahrung der Interessen der Tiere ein-
zusetzen und dürfen in ihrer Organisationsfreiheit nicht wei-
ter eingeschränkt werden. Deshalb ist die Initiative gar nicht
nötig. Zudem bringt das revidierte Tierschutzgesetz Verbes-
serungen, die zur besseren Umsetzung dieser Bestimmun-
gen im Alltag dienen. So müssen etwa die Kantone eine
Tierschutzfachstelle unter der Leitung eines Kantonsarztes
oder einer Kantonsärztin einrichten. 
Schon heute können die Kantone einen Tierschutzanwalt
einsetzen. Der Kanton Zürich etwa hat seit 1991 einen Tier-
schutzanwalt. Und im Kanton St. Gallen vertritt die Behörde
die Interessen der Tiere in Strafprozessen. Auch künftig kön-
nen die Kantone einen öffentlichen Tierschutzanwalt einset-
zen oder einen Staatsanwalt für Tierschutzfälle einrichten;
das kann durchaus auch überkantonal geregelt sein. Wir
wollen keinen Eingriff in die Organisationsautonomie der
Kantone.
Da die heutigen Möglichkeiten genügen, empfiehlt die SVP-
Fraktion, die Tierschutz-Initiative zur Ablehnung zu empfeh-
len.

Häberli-Koller Brigitte (CEg, TG): Ich bedaure sehr, dass wir
heute der Volksinitiative keinen indirekten Gegenvorschlag
gegenüberstellen können. 
Der Tierschutz ist unbestritten ein wichtiges Anliegen, und
die Chancen dieser Volksinitiative sind als intakt zu beurtei-
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len. In der Kommission hat sich unsere Delegation dafür ein-
gesetzt, dass das Anliegen in adäquater Form in eine Geset-
zesbestimmung aufgenommen wird und damit den Initiantin-
nen und den Initianten die Möglichkeit eingeräumt wird, die
Initiative zurückzuziehen.
Im Strafrecht besteht betreffend Tierschutz ein Vollzugspro-
blem. Die kantonalen Unterschiede sind hier doch erheblich.
Mit einer entsprechenden Gesetzesbestimmung hätten die
Kantone eine Stelle bezeichnen müssen, welche im Straf-
verfahren die Interessen von geschädigten Tieren wahrt.
Dies wäre massvoll und leicht umsetzbar gewesen. Da die
WBK des Ständerates nicht auf dieses Anliegen eingetreten
ist und die Initiative nun ohne Gegenvorschlag zur Ableh-
nung empfohlen wird, konnten unsere Anliegen leider nicht
aufgenommen werden. Heute können wir deshalb nur über
die Initiative entscheiden.
Die CVP wird die Initiative zur Ablehnung empfehlen.
Es wird für uns nun eine Herausforderung sein, der Bevölke-
rung darzulegen, dass auch ohne einen Verfassungsartikel
eine gute und wirksame Interessenwahrung für die Tiere
möglich ist und die Kantone ihre Verantwortung kennen und
diese Aufgabe auch wahrnehmen. Nochmals: Ich bedaure,
dass wir keine entsprechende Gesetzesbestimmung ausar-
beiten konnten; es wäre wohl der richtige Weg gewesen.
Schade!

Aeschbacher Ruedi (CEg, ZH): Jedes Recht ist nur so gut
wie sein Vollzug, oder anders gesagt: Was nützen die be-
sten Rechtsnormen, wenn ihnen nicht nachgelebt wird und
sie vom Staat nicht durchgesetzt werden? Beim Tierschutz
zeigt sich diese Problematik des ungenügenden Rechtsvoll-
zugs sehr deutlich. Wir haben zwar ein relativ fortschrittli-
ches, aber immer noch verbesserungsbedürftiges Tier-
schutzgesetz. Wir haben auch Strafnormen, die dafür sor-
gen sollen, dass die Bestimmungen zum Schutz der Tiere
und für deren korrekte Haltung beachtet werden. Nur, es
hapert in unserem Lande da und dort beim Vollzug dieser
Vorschriften. Sie werden in den verschiedenen Kantonen
höchst ungleich – höchst ungleich! – um- und durchgesetzt,
und dies ganz besonders dann und dort, wo es um Delikte
im Bereich der eigentlichen, abscheulichen Tierquälerei
oder einer Tierhaltung geht, bei der das Wohl und die Ge-
sundheit der Tiere massiv beeinträchtigt werden. Leider ge-
langen viele Delikte gegen Tiere den Behörden schon gar
nicht zur Kenntnis, und wenn, dann werden sie häufig am
Ende mit so geringen Strafen sanktioniert, dass diese Stra-
fen kaum Eindruck machen, praktisch also auch keine prä-
ventive Wirkung erzielen und dem Schutz der Tiere nur we-
nig dienen. 
Dass dies leider Rechtswirklichkeit in unserem Land ist, liegt
nicht zuletzt daran, dass in den Strafverfahren wegen Tier-
quälerei die Opfer keine Stimme haben und sich nicht am
Strafverfahren beteiligen können. Diese Lücke könnte mit
dem Institut des Tierschutzanwalts geschlossen werden. Ein
solcher hat in den Strafverfahren betreffend Delikte gegen
Tiere die Interessen der geschändeten, der betroffenen Tie-
re wahrzunehmen. Damit er das aber kann, müssen ihm im
Strafverfahren verschiedene Parteirechte eingeräumt wer-
den, zum Beispiel das Recht, Akten einzusehen, das Recht,
Zeugen einzuvernehmen oder Beweismittel zu nennen, das
Recht auch, ungenügende Entscheide anfechten zu können.
Mit der erst vor einem Jahr vom Parlament beschlossenen
eidgenössischen Strafprozessordnung hätte die Möglichkeit
bestanden, das Institut des Tierschutzanwalts auf Bundes-
ebene einzuführen und damit schweizweit zu regeln. Einem
entsprechenden Antrag hat sich der damalige Justizminister
in der Rechtskommission zweimal widersetzt, und zweimal
hat die Kommissionsmehrheit darauf bestanden. Aufgrund
eines Einzelantrages hat unser Rat dann mit 79 zu 78 Stim-
men entschieden, auf diese Möglichkeit zu verzichten. Damit
ist nur noch die Initiative geblieben.
Meine Vorrednerin hat gesagt, es wäre schön gewesen, man
hätte die Frage im Gesetz regeln können. Wir befinden uns
nun also in der unangenehmen Situation, dass auch diese
zweite Chance mit der eidgenössischen Strafprozessord-

nung vertan worden ist. Eine erste Chance hatten wir, diese
Frage im Tierschutzgesetz zu regeln. Aber damals sagte
man: Nein, das könnt ihr an einem anderen Ort, in der Straf-
prozessordnung, regeln. Dort hat man es nicht gemacht.
Und jetzt, wo man das letzte Instrument, nämlich die Initia-
tive nimmt, sagt man: Diese Initiative, das ist ein Instrument,
das viel zu gross ist für diese kleine Frage. Das gehört nicht
in die Bundesverfassung, regelt das im Gesetz! So kann es
nicht gehen!
Der Bundesrat verweist darauf, dass die Kantone, wenn sie
wollen, eine Amtsstelle mit solchen Aufgaben betrauen kön-
nen. Und er bezeichnet diese Amtsstelle als öffentlichen
Tieranwalt. Das ist Augenwischerei, denn es ist so – die Er-
fahrung zeigt es –, dass solche Amtsstellen in unserem
System der politisch geführten Verwaltungen nicht völlig un-
abhängig agieren. Es bestehen nicht selten politische oder
andere Hemmungen, unangenehme Aufgaben mit dem not-
wendigen Engagement und der erforderlichen Hartnäckig-
keit zu verfolgen, so, wie es ein unabhängiger Tierschutzan-
walt eben tun könnte.
Eine Regelung des Instituts Tierschutzanwalt auf Bundes-
ebene, wie es die Volksinitiative will, um damit die Einfüh-
rung für alle Kantone verbindlich zu machen, ist notwendig.
Es ist notwendig, weil eben gerade jene Kantone, in welchen
die schlechtesten Bedingungen für die Tiere bestehen und
in denen dieses Tierschutzgesetz immer wieder massiv
übertreten wird, kein Interesse haben, ihrerseits einen Tier-
schutzanwalt einzuführen. Deshalb ist ganz klar: Die Initia-
tive ist zu unterstützen.
Ein letztes Wort: Sie können hier die Initiative zur Ablehnung
empfehlen. Wir gehen in die Volksabstimmung, und ich bin
überzeugt, in der Volksabstimmung werden Sie sehen, dass
das Volk sich für den Schutz der Tiere entscheiden wird,
wenn es vor die Entscheidung zwischen Tierwohl und ir-
gendwelchen föderalistischen Idealen, die hier gepredigt
werden, gestellt wird. Es ist nur schade, dass wir die Mög-
lichkeiten verpasst haben, das auf unserer Ebene zu lösen,
und dass wir jetzt den ganzen Aufwand einer Volksabstim-
mung durchstehen müssen. Schade um das Geld! Das sage
ich zu jenen, die immer von Effizienz und Sparen reden.

Glauser-Zufferey Alice (V, VD): Nous nous prononçons au-
jourd'hui sur un sujet qui alimente la chronique et qui montre
à quel point notre société perd le sens des réalités. Avec
l'UDC, je pense qu'il est évident qu'il faut refuser de soutenir
une initiative populaire permettant d'instaurer des avocats
pour les animaux. Le Conseil fédéral propose aussi d'agir de
même. Nous avons déjà tout à disposition pour lutter contre
les abus.
La plupart des gens de ce pays s'occupent à merveille de
leurs compagnons à quatre pattes. Ils savent très bien gar-
der raison, mesure et bon sens. Mais, un chien mal dressé,
mal gardé mord cruellement un enfant et le défigure. De tels
cas sont fréquemment répercutés dans les médias et on en
connaît près de chez soi.
On pourrait parler longtemps des personnes qui possèdent
des chiens, des chats, des bovins, des chevaux et qui les
maltraitent en ne sachant pas reconnaître leurs besoins fon-
damentaux. Ces histoires résultent de la mauvaise connais-
sance des animaux par les hommes. Elles sont le résultat
d'attentes inconsidérées et égoïstes des humains envers
des bêtes qui ne peuvent pas être autre chose que des bê-
tes. Il serait bon que les enfants le sachent assez tôt et qu'ils
en soient conscients. Ils reçoivent souvent trop tôt un animal
en cadeau et le considèrent à tort comme un jeu.
Trop de gens ont fait de leurs animaux de compagnie des
personnes et les traitent comme telles, allant jusqu'à se les
arracher en justice lors de litiges. Pour leurs animaux, cer-
tains font plus que pour leurs propres enfants: c'est cho-
quant et témoigne d'une évolution problématique de notre
société. D'ailleurs, ces dérives arrangent bien les affaires.
Un très important commerce s'est développé autour des ani-
maux, allant de leur nourriture jusqu'à la consultation de
psychologues et de comportementalistes pour nos amies les
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bêtes. Dans certains cantons, les avocats sont déjà de la
partie dans ces affaires sensibles et émotionnelles.
Maintenant, on veut obliger les cantons à avoir des avocats
pour les animaux. Pourtant, tout est déjà en vigueur et pos-
sible dans nos cantons avec la nouvelle loi sur la protection
des animaux, le nouveau Code de procédure pénale et aus-
si la possibilité pour les cantons d'instituer ces fameux avo-
cats ou bien de charger une autorité cantonale compétente.
Afin de ne pas aller trop loin, afin de ne pas multiplier la bu-
reaucratie et pour garder le sens des réalités envers nos
amis les bêtes, je vous prie de recommander au pleuple et
aux cantons de refuser l'initiative populaire et de suivre en
cela le projet du Conseil fédéral.

Galladé Chantal (S, ZH): Die SP hat sich immer für einen
Tieranwalt und für Tierschutz starkgemacht, und ich bin froh,
dass der Schweizer Tierschutz diese Initiative lanciert und
eingereicht hat. Die hohe Anzahl der Unterschriften zeigt,
dass die Bevölkerung mehr für die Wahrung der Rechte der
Tiere tun will. Dadurch, dass die Kantone einen Tieranwalt
einsetzen können, heute aber nicht müssen, ist eine wir-
kungsvolle Verfolgung von Straftaten an Tieren nicht ge-
währleistet. Die geschädigten Tiere haben in den meisten
Kantonen der Schweiz keine Vertretung, während die be-
schuldigten Tierquäler alle Rechte wahrnehmen können.
Das ist ungerecht. Somit ist unser Tierschutzgesetz zahnlos,
und es fragt sich, ob die Tierquäler oder die Tiere geschützt
werden sollen respektive ob es uns überhaupt ernst ist mit
einem Gesetz, das wir gar nicht wirklich durchsetzen wollen.
Tiere sollen nicht nur per Gesetz geschützt, sondern Miss-
bräuche und Misshandlungen auch konsequent verfolgt und
bestraft werden. Die Argumentation des Bundesrates, wo-
nach man die Initiative ablehnen soll, weil keines der umlie-
genden Länder einen solchen Tieranwalt kennt, ist eine halt-
lose Argumentation. Wir in der Schweiz waren so oft die
Letzten. Wir waren die Letzten mit dem Frauenstimmrecht,
wir waren die Letzten mit der Mutterschaftsversicherung –
wir könnten ja auch einmal die Ersten sein. 
Zürich macht vor, dass es möglich ist. Wir haben, wie auch
gesagt wurde, einen Tierschutzanwalt, der äusserst erfolg-
reich agiert. Wer jetzt meint, dass das viel kostet, täuscht
sich. Die Kosten für den Tierschutzanwalt oder die Anliegen
des Tierschutzes machen im Kanton Zürich gerade einmal
0,08 Prozent der ganzen Strafverfolgungskosten aus. Das
soll und muss es uns wert sein, wenn wir ein Gesetz glaub-
würdig durchsetzen und mehr Tierschutz erreichen wollen.
Tierquälerei ist keine Bagatelle, sie gehört bestraft und ver-
folgt. Dafür brauchen wir die rechtlichen Mittel. Ich bitte Sie
deshalb, die Initiative zu unterstützen.

Müller Geri (G, AG): Wir haben in verschiedenen Situatio-
nen immer die Frage zu beantworten: Wie wollen wir ein
Recht durchsetzen? Bezüglich der Menschenrechte ist es
klar: Der Einzelne, der angegriffen wird oder der bedroht ist,
kann sich selber verteidigen. Menschen können über ihr
Schicksal, über ihre Situation sprechen. Beim Umweltschutz
und beim Tierschutz haben wir ein anderes Problem. Wir
sprechen dort von Subjekten, die nicht selber einen Anwalt
oder eine Stelle anrufen können.
Das Tierschutzgesetz, über das wir hier vor Kurzem berie-
ten, führt eine ganze Reihe von Dingen auf, die den Tier-
schutz definieren. Wie aber soll nun ein Tier zu seinem
Recht kommen? Wie soll ein Tier auf seinen Missstand auf-
merksam machen? Sie können auch in den Tageszeitungen
feststellen, dass es eine ganze Reihe von Verbrechen gegen
die Tiere gibt. Jetzt haben die Menschen, die zufälligerweise
auf so etwas stossen, die Möglichkeit, darüber zu diskutie-
ren, das Recht einzufordern; in aller Regel ist das aber ein
schwaches Recht. Ähnlich wie man es beim Umweltschutz
gemacht hat – man hat verlangt, dass die Verbände für das
Umweltrecht einstehen, dort, wo es verletzt ist, wo die Be-
hörden nicht funktionieren –, soll es auch hier für das Tier
sein, das keine Möglichkeit hat, sich zu wehren.
Der Bundesrat sagt in seiner Stellungnahme zur Initiative
des Schweizer Tierschutzes betreffend Einführung von kan-

tonalen Tierschutzanwälten Folgendes: Er sagt, es genüge
eigentlich und es sei eigentlich das, was kantonal und von
der Obrigkeit her am besten abgedeckt sei. Diese Aussage
ist rechtlich gesehen eigentlich falsch. Die neue Strafpro-
zessordnung regelt in Artikel 104 für alle Kantone verbind-
lich, wer in kantonalen Strafverfahren Parteirechte ausüben
darf. Der Tierschutzanwalt ist dort nicht vorgesehen.
Das heisst, dass für ihn eine Behörde einsteigen müsste, ein
Amt. Sie wissen selber, dass Amtsstellen Schwierigkeiten
haben, Parteirechte durchzusetzen. Amtsstellen greifen sel-
ten andere Amtsstellen an. Die Diskussion verliefe dann im
Prinzip über die öffentliche Aufsicht, indem die öffentliche
Aufsicht gegen ein Amt antreten müsste. 
Die Aufgabe des Tierschutzanwaltes hingegen besteht unter
anderem darin, für ein korrekt durchgeführtes Strafverfahren
zu sorgen und notfalls Missstände aufzudecken. Das ist die
Überlegung, warum es einen Tierschutzanwalt braucht.
Wenn man also jetzt das Tierschutzgesetz schon so, wie wir
es hier verabschiedet haben, formuliert hat, braucht es nun
auch jemanden, der im Notfall das Recht dieser misshandel-
ten Tiere einfordern und dafür einstehen kann.
Es hat hier nichts mit dem zu tun, was vorhin von gewissen
Landwirten moniert worden ist, dass nämlich diese Tier-
schutzanwälte durchs Land ziehen und schauen, ob das
Tier zu 98 oder 99 Prozent geschützt ist oder nicht. Sondern
es geht wirklich darum, einen Missbrauch wirkungsvoll anzu-
greifen und auch wirkungsvoll zu beenden. Und wenn Sie all
die Verfahren anschauen, die wir in den letzten Jahren ge-
habt haben, dann sehen Sie, dass es heute, mit den jetzigen
Mitteln, fast unmöglich ist, überall Recht einzufordern, und
das ist es eigentlich, was gemacht werden muss.
Wieso ist das heute so aktuell? Sie wissen alle, die Produk-
tion von Fleisch oder die Produktion von Milch steht unter ei-
nem hohen Druck, unter einem Preisdruck. Sie wissen auch,
dass die Grünen diesen Preisdruck nicht unterstützt haben,
und ich denke, auch viele Landwirte haben das nicht unter-
stützt. Der Druck führt dazu, dass man Tiere immer härter
und eben nicht artgerecht behandelt. Das ist der Grund:
Man muss dem Druck auch ein wichtiges Instrument entge-
gensetzen, und das ist der Anwalt. 
Es gibt aber auch noch eine zweite Sache, das haben wir
vorhin ja auch andiskutiert. Es ist die Frage nach dem Um-
gang mit Tieren wie Hunden, Fischen oder was auch immer,
um die ganzen Tierschutzbestimmungen in Zoos usw. Das
sind Fälle, in denen Sie ein Instrument brauchen, um die
Tierhaltung angreifen zu können, wenn Sie erkennen, dass
sie nicht artgerecht ist.
Ich bitte Sie also sehr, dieser Initiative, die eigentlich das,
was wir hier vor einem Jahr beschlossen haben, vervollstän-
digen will, zuzustimmen und dem Volk ein Ja dazu zu emp-
fehlen.

Scherer Marcel (V, ZG): Ich bitte Sie, diese Initiative wuchtig
abzulehnen. Die Forderungen gewisser Tierschutzkreise
kennen keine Grenzen. Wenn es darum geht, möglichst
viele Spendengelder einzuheimsen, ist ihnen jedes Mittel
recht, sogar dies: den Staat mit immer neuen, immer neue-
ren Aufgaben aufzublähen. Laut dem Initiativtext müssten
die Kantone Staatsanwaltschaften im Bereich Tierschutz
einrichten, das heisst mehr Kosten, mehr Personalaufwand,
mehr Gesetze, mehr Verordnungen und eine weitere Bevor-
mundung der Schweizer Bevölkerung. Kein einziges Land
dieser Welt hat eine nur annähernd ähnliche Institution!
Obwohl die Kantone schon bis heute eigenständig Tieran-
wälte hätten einsetzen können, hat nur der städtischste aller
Kantone, ich möchte sagen, der Kanton mit der in dieser Be-
ziehung degeneriertesten Bevölkerung, einen Tierschutzan-
walt.
Nachdem unser Rat den von der WBK vorgeschlagenen Ge-
genentwurf zur Volksinitiative klar, im Verhältnis von 2 zu 3,
verworfen hat, hat diese, so hoffe ich, keine Chance auf An-
nahme. Krisen wie die momentane Wirtschaftskrise bringen
sehr viel Ungemach und sehr viele Entbehrungen mit sich,
sie haben aber in verschiedenen Beziehungen auch etwas
Gutes. Die Leute fangen wieder an, sich für Wesentliches zu
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interessieren, und werden solche Wohlstandserscheinungen
ablehnen.
Das Argument, die kantonalen Veterinärämter seien überfor-
dert, höre ich heute von der SP das erste Mal. Es stimmt ei-
gentlich auch nicht. Ich möchte Ihnen ein Beispiel geben,
welchen Unfug dieses Parlament in Sachen Tierschutz
schon beschlossen hat: Wir Landwirte werden ab dem 1. Ja-
nuar 2010 gezwungen, unsere Babyferkel auch für kleinste
Eingriffe zu narkotisieren, mit einem Gas, das viele Wissen-
schafter als sehr gefährlich für die Anwender beurteilen.
Man setzt also unsere Gesundheit aufs Spiel, um die weni-
gen Sekunden Schmerzen eines Ferkels zu lindern. Dass
die Jungtiere bei der Betäubung einen unvergleichlich grös-
seren Stress erleben, als der Eingriff selbst hervorrufen
würde, zeigt die Absurdität des Ganzen und wie wir aus pu-
rer Naivität und falscher Tierliebe die Tiere oft besser schüt-
zen als die Menschen.
Stimmen Sie also Nein, und sehen Sie, falls die Initiative
nicht noch zurückgezogen wird – was ich vermute –, einer
Volksabstimmung mit gesundem Selbstvertrauen entgegen!

Zemp Markus (CEg, AG): Ich möchte gleich auf das Votum
von Kollege Geri Müller Bezug nehmen. Er hat vom Preis-
druck auf der Landwirtschaft gesprochen und davon, dass er
das nicht wolle – dafür danke ich ihm natürlich – und dass
damit aber auch die Tierschutzprobleme zunähmen.
Ich denke, aus der Sicht der Landwirtschaft brauchen wir
diesen Tierschutzanwalt nicht, denn nirgends sind die Vor-
schriften derart umfangreich und die Kontrollen im Zusam-
menhang mit dem ökologischen Leistungsnachweis derart
systematisch wie in der Landwirtschaft. Ein Landwirt wird,
sofern er Direktzahlungen bezieht, regelmässig kontrolliert.
Dazu kommt: Es gibt immer mehr freiwillige Programme, so-
genannte Labelprogramme, die auf einem höheren Status
sind, als das Tierschutzgesetz ihn vorschreibt. Ich verweise
beispielsweise darauf, dass rund 70 Prozent der Kühe nach
BTS und RAUS gehalten werden; das geht deutlich weiter
als das Gesetz – freiwillig.
Wir Bauern wissen, warum wir das machen: Tierschutz ist
ein grosses Anliegen der Schweizer Bevölkerung. Ein Teil ist
auch bereit, diese Produkte am Markt zu bevorzugen und
sie zu kaufen. Wir haben alles Interesse daran. Ich sage Ih-
nen einfach eines: Wenn ein Landwirt oder eine Landwirtin
einen Fehler macht, dann wird er bzw. sie nicht nur in Bezug
auf die Tierschutzbestimmungen strafrechtlich verfolgt, son-
dern muss auch massive Kürzungen bei den Direktzahlun-
gen gewärtigen. Das ist denn auch der grosse Unterschied
zur Hobby- und Heimtierhaltung.
Ich bitte Sie: Empehlen Sie diese Initiative zur Ablehnung.
Ich hätte mir allerdings, das muss ich sagen, vorstellen kön-
nen, dass man im Bereich der Heimtierhaltung, wo es stö-
rend ist, wenn grobe Vergehen nicht streng geahndet wer-
den, etwas gemacht hätte. Aber die Kantone sind ja aufge-
fordert, in ihrem Gebiet Stellen zu bezeichnen, damit diese
dort den Vollzug überwachen können.

Müller Geri (G, AG): Kollege Zemp, Sie haben vorhin aus-
geführt, dass sich die Landwirte dieser Aspekte bewusst
sind und dafür sind, dass es den Tieren gutgeht. Sie wollen
diesen Druck nicht einfach auf die Tiere überwälzen. Das ist
ja eigentlich sehr gut. Aber Sie wissen, dass es trotzdem
schwarze Schafe gibt – ich nenne sie jetzt einmal so, obwohl
Schafe solches ja nicht tun. Es gibt aber solche Leute, und
um diese Personen geht es ja. Dort sollte es doch möglich
sein, mit einem Tierschutzanwalt der Tierquälerei Einhalt zu
gebieten. Warum sind Sie denn dagegen? Es sind ja nicht
Anwälte gegen Sie!

Zemp Markus (CEg, AG): Ja, Herr Kollege Müller, schwarze
Schafe gibt es in jedem Berufsstand, selbstverständlich
auch in der Landwirtschaft und übrigens auch in der Politik –
dort gibt es sie auch.
Ich war selber jahrelang an verantwortlicher Stelle im Voll-
zug Tierschutz tätig, vor längerer Zeit im Kanton Aargau. In
den Einzelfällen, in denen es auf Landwirtschaftsbetrieben

wirklich zu Tierquälereien kommt, da nützt der Tierschutzan-
walt überhaupt nichts. Das sind meistens grosse soziale
Probleme; meistens sind es vereinsamte Leute; meistens
sind es überforderte Leute. Da braucht es andere Massnah-
men als nur einen Juristen.

Jositsch Daniel (S, ZH): «Es wird die Zeit kommen, da das
Verbrechen am Tier ebenso geahndet wird wie das Ver-
brechen am Menschen.» Dieses Zitat ist nicht neu. Es
stammt von Leonardo da Vinci, also aus dem 15. respektive
16. Jahrhundert. Diese Vorstellung da Vincis ist bis heute
nicht real geworden, und da Vinci geht damit wohl auch ein
bisschen gar weit. Es geht bei der Tierschutzanwalt-Initiative
auch nicht darum, Tiere dem Menschen im Strafrecht gleich-
zustellen. Es geht einzig und allein darum, dem geltenden
Tierschutzrecht zum Durchbruch zu verhelfen. 
Ein wesentliches Grundprinzip des Strafrechts ist die soge-
nannte Waffengleichheit. Das bedeutet, dass die verschie-
denen am Verfahren beteiligten Parteien ihre Rechte in an-
gemessener Form einbringen können. Entsprechend wurde
in den letzten Jahren richtigerweise der Opferschutz sukzes-
sive ausgebaut, damit auch das Opfer seine persönlichen
Anliegen im Strafverfahren einbringen kann. Nun kann man
Tiere, die von Verstössen gegen das Tierschutzgesetz be-
troffen sind, natürlich nicht auf die gleiche Stufe wie Opfer
von kriminellen Handlungen setzen. Aber auch hier gilt: Die
Ziele des Tierschutzgesetzes – das, wie sein Name sagt,
dem Schutz des Tieres dient – können nur erreicht werden,
wenn die spezifischen Anliegen des Tierschutzes in das Ver-
fahren eingebracht werden können.
Nun kann man einwenden, dass es die Aufgabe der Ankla-
gebehörde ist darzulegen, ob und in welcher Form der An-
geklagte gegen das Tierschutzgesetz verstossen hat. In der
Praxis zeigt sich aber das gleiche Problem, das zum Ausbau
des Opferschutzes geführt hat. Die Strafverfolgungsbehör-
den verfügen teilweise nicht über die notwendige Fachkennt-
nis und sind nicht oder nur ausnahmsweise in der Lage, die
spezifischen Anliegen der betroffenen Person oder beim
Tierschutz eben des betroffenen Tiers zu erfassen und in
das Verfahren einzubringen. Teilweise mangelt es bei der
Strafverfolgungsbehörde und bei den Gerichten an der not-
wendigen Sensibilität für die Thematik.
Hier kann der Tierschutzanwalt einen wichtigen Beitrag
leisten. Er verfügt über die notwendige Fachkenntnis und
über die Erfahrung, um den Anliegen des Tierschutzes in ei-
nem Strafverfahren das notwendige Gehör zu verschaffen.
Dazu ein Beispiel aus dem Kanton Zürich, wo der Tier-
schutzanwalt bereits bekannt ist. Die Strafverfolgungsbe-
hörde eröffnete ein Verfahren wegen Misshandlung eines
Pferdes. Das Verfahren wurde dann allerdings eingestellt.
Der Tieranwalt erachtete dies als falsch und rekurrierte ge-
gen den Entscheid an das Obergericht des Kantons Zürich.
Der Rekurs wurde gutgeheissen und die Strafverfolgungsbe-
hörde dazu gezwungen, das Verfahren durchzuführen. Ohne
die Intervention des Tierschutzanwaltes wäre das Verfahren
also falsch gelaufen. Der Tierschutzanwalt hat eine ähnliche
Funktion wie z. B. die Umweltverbände bei der Ausübung
des Verbandsbeschwerderechts, nämlich dem Recht dort
zum Durchbruch zu verhelfen, wo das betroffene Interesse
oder eben der Betroffene selber keine Stimme hat. Ich erin-
nere Sie an die Worte Mahatma Ghandis: «Die Grösse und
den moralischen Fortschritt einer Nation kann man daran
messen, wie sie die Tiere behandelt.»
Ich fordere Sie in diesem Sinne auf, die Grösse und den mo-
ralischen Fortschritt unseres Landes auch in diesem Bereich
zu zeigen und der Einführung des Tierschutzanwaltes und
damit der Initiative zuzustimmen.

Schibli Ernst (V, ZH): Tierquälerei ist etwas Abscheuliches
und muss konsequent bekämpft und auch bestraft werden.
Mit dieser Volksinitiative wird der Bogen aber überspannt
und unnötig strapaziert. Die Aspekte und die Auslegungen
von Tierschutzvorschriften können auch durch die Einset-
zung eines Tierschutzanwalts nicht abschliessend geregelt
werden. Stellen Sie sich vor, wie sich Tausende von Tierhal-
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terinnen und Tierhaltern, vor allem auch Haustierhalter, vor-
kommen, die ihre Tiere von der Pflege, vom Umgang und
von der Nahrung her perfekt halten, die von den gesetzli-
chen Vorgaben her aber Verstösse gegen die Tierschutzge-
setzgebung begehen! Ihnen drohen Unannehmlichkeiten
von sogenannten Tierschutzbevollmächtigten, denen ein ge-
samtheitliches Denken und Handeln zum Wohl aller Betrof-
fenen in den meisten Fällen abgeht. Es darf nicht sein, dass
absolut vertretbare Haltungsformen von Haustieren bald –
ohne objektiven Grund, aus reinem Geltungsdrang einer
Person – strafbare Handlungen sein werden und dass damit
der Kriminalisierung der Gesellschaft Tür und Tor geöffnet
wird.
Unzählige Menschen leben heute alleine und halten in ihrer
Wohnung ein Tier oder Tiere. Wenn das Tier oder die Tiere
einwandfrei gehalten werden, auch wenn es nicht zu hun-
dert Prozent den Tierschutzvorschriften entspricht, sollte die
soziale Komponente doch auch in die Entscheidungsfindung
mit einbezogen werden. Wir haben alle Instrumente, um das
Ganze korrekt zu lösen. Darum brauchen wir keine neuen
Vorschriften.
Ich bitte Sie deshalb, diese Volksinitiative abzulehnen.

Riklin Kathy (CEg, ZH): Vor zwei Stunden haben wir uns für
ein vernünftiges Hundegesetz und für einen Verfassungsarti-
kel zum Schutz vor Tieren eingesetzt. Die Kreise, die hinter
der Tierschutzanwalt-Initiative stehen, haben uns empfoh-
len, den eben erwähnten Menschenschutz-Verfassungsarti-
kel abzulehnen. Daran habe ich mich sehr gestört. 
Die Forderung nach einem Tieranwalt ist eine Restanz aus
der Debatte im Rahmen des neuen Tierschutzgesetzes des
Jahres 2005. Die Einführung des Tieranwalts erlitt damals
Schiffbruch. Treibende und unermüdliche Kraft hinter dieser
Forderung nach einem Tieranwalt ist der Rechtsanwalt An-
toine F. Goetschel, der Vater des Amtes des Zürcher Tieran-
walts.
Liebe Befürworterinnen, kein Land auf der Welt hat einen
solchen Tieranwalt. Ich und meine CVP-Kolleginnen und -
Kollegen waren schon 2005 sehr skeptisch gegenüber dem
Tieranwalt. Für mich ist eine nationale Verfassungsregelung
nicht der geeignete Weg, um den Interessen der geschädig-
ten Tiere im Strafverfahren gerecht zu werden. 
Ich habe mich vor drei Monaten in diesem Rat persönlich
sehr für einen entsprechenden Artikel im Tierschutzgesetz
eingesetzt und mich damit um eine gute, pragmatische Lö-
sung bemüht. Wir wollten eine Vorlage, die es dem Bund er-
möglicht hätte, die Kantone zur Bezeichnung einer Behörde
zu verpflichten, die im Strafverfahren die Interessen von ge-
schädigten Tieren wahrt. Den Kantonen wäre aber viel Ge-
staltungsspielraum belassen worden. Sie hätten diese Auf-
gabe auch einer bestehenden Behörde übertragen können,
wie dies in St. Gallen bereits sehr gut funktioniert. Für die
meisten Personen ist der Schutz der Tiere eine Selbstver-
ständlichkeit. Wir haben unsere ethische Verantwortung für
die Achtung vor dem Leben wahrzunehmen. Missbräuche
und Tierquälereien sind klar und energisch zu bekämpfen.
Häufig haben wir aber ein Vollzugsproblem, wie dies bereits
ein GPK-Bericht vor einigen Jahren feststellte. Die Tier-
schützerinnen und Tierschützer glauben wahrscheinlich,
dass ein Anwalt für Tiere die Interessen der Tiere in allen
Bereichen wahrnehmen könne. Dies ist nicht der Fall.
Es wird damit keine Tierquälerei verhindert, und es werden
keine Tierschutzwidrigkeiten vermieden. Ein Tieranwalt kann
erst aktiv werden, wenn Tiere bereits misshandelt wurden.
Mein Hauptargument aber ist: Der Tieranwalt gehört nicht in
die Bundesverfassung. Bevor wir einen Tieranwalt einführen,
müssen wir sicher dafür besorgt sein, dass wir einen Kinder-
anwalt in der Bundesverfassung haben.
Zum Schluss: Ich würde es sehr begrüssen, wenn die Volks-
abstimmungen über die beiden Verfassungsartikel über ei-
nen Tieranwalt und den Schutz vor Tieren vom Bundesrat
gemeinsam angesetzt würden. Noch besser würde ich es
finden, wenn die Tierschutzanwalt-Initiative doch noch zu-
rückgezogen würde. Dies ist aber unwahrscheinlich; zu viel

Prestige und Geld des Schweizer Tierschutzes stehen auf
dem Spiel.

Nidegger Yves (V, GE): Puisqu'il faut dire oui ou non, disons
clairement non, et remarquons au passage que les sociétés
avancées – et à ce titre, la Suisse est une société très avan-
cée – développent avec les animaux un rapport qu'il faut
qualifier de schizophrénique. Comme si moins on avait de
relations effectives avec le monde des animaux, plus on
avait de relations idéalisées et personnalisées avec ceux-ci,
ce qui est – je crois – un signe de déséquilibre.
Au fond, il y a d'une part ces animaux de rente, les animaux
que vous demandez à ne jamais croiser, à ne jamais voir,
ceux qui agrémentent votre petit-déjeuner par leurs ovocy-
tes, ceux dont vous versez les substances lactées dans vo-
tre café le matin, ceux que vous croisez au fond de votre as-
siette en espérant qu'ils ne ressemblent pas – ou le moins
possible – à des animaux. Les animaux utilisés comme ani-
maux de rente dans notre société à une échelle industrielle
sont chosifiés: on leur demande de ne pas exister.
En contrepartie, nous avons ces animaux que l'on personna-
lise, ces animaux généralement de compagnie, ceux que
l'on voit, que l'on souhaite voir, et qu'évidemment on sou-
haite voir en bonne santé et heureux: ce sont vos chats, vos
chiens et les chèvres du voisin, dont on essaie aujourd'hui
de faire des personnes. On peut se poser des questions sur
la tendresse, parce que je suis sûr qu'en calculant le nombre
de kilomètres carrés de peau de chat caressée dans une vie
humaine, et en le comparant au nombre de kilomètres car-
rés de peau humaine caressée par une personne dont la
sexualité est normale ou moyenne, on serait étonné du ré-
sultat.
On voudrait faire des animaux des personnes, au point
aujourd'hui de leur donner des droits de partie dans des pro-
cès pénaux. Je rappelle que le droit pénal est un catalogue
de peines attachées à une série de comportements que l'on
considère comme socialement inacceptables et que, par
conséquent, on veut décourager de commettre. Il s'agit de
tout ce qui heurte non pas les animaux – puisque sinon nous
n'utiliserions pas les animaux à une échelle industrielle –
mais de tout ce qui heurte notre propre sensibilité et rien
d'autre. Personne n'envisage que la souffrance ou la douleur
des animaux cessent, c'est une partie de la vie.
On voudrait donner des droits de partie aux animaux. Un
procès pénal, c'est le ministère public d'un côté, qui poursuit
les infractions, et un prévenu de l'autre. Il y a bien sûr une
troisième partie, c'est la partie civile, la victime; mais je vous
rappelle que la position de la victime ou de la partie civile, en
procédure pénale, reste presque marginale, puisque au fond
c'est l'Etat qui, par le biais du ministère public, se plaint de
ce que quelqu'un a violé l'ordre public, la victime n'étant que
le premier témoin de cette violation.
Et ici, on nous demande que cette partie civile, lorsqu'elle
est animale, ait des droits procéduraux qui vont au-delà des
droits procéduraux des parties civiles ordinaires, puisque,
selon les initiants, il faudrait même que l'avocat des animaux
puisse contester une décision erronée. Je vous rappelle que
la partie civile, lorsqu'elle n'est qu'humaine, ne peut pas s'en
prendre au verdict en ce qui concerne la peine; elle peut uni-
quement sauvegarder ses intérêts lorsque ses intérêts de
partie civile – et uniquement civile – sont touchés.
Nous menons aujourd'hui un débat qui témoigne essentielle-
ment de la mauvaise conscience que l'on peut avoir concer-
nant le fait d'être humain et qui conduit, comme dans
d'autres débats aussi, à prendre position «pour la nature
contre l'homme» – dans le cas présent «pour les animaux
contre l'homme», dont il faudrait se méfier, envers lequel il
faudrait être particulièrement hostile. Il s'agit d'une mauvaise
conscience déguisée en protection des animaux.
Il faudra dire non aujourd'hui, et aussi pendant la campagne.

Stump Doris (S, AG): Die vorliegende Initiative verlangt, dass
das, was bereits möglich und nötig ist, auch getan wird,
nämlich dass Misshandlungen von Tieren bestraft werden
und dass dazu in allen Kantonen zum Schutz misshandelter
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Tiere in Strafverfahren eine Anwältin oder ein Anwalt einge-
setzt wird, um die Interessen der geschädigten Tiere zu ver-
treten und das Tierschutzgesetz in der ganzen Schweiz
durchzusetzen.
Tiere sind im Gegensatz zum Menschen – dies wurde schon
mehrmals gesagt – nicht in der Lage, ihre Interessen in
Rechtsverfahren vor Behörden und Gerichten selber zu ver-
treten. In erster Linie stehen diese Rechte der Tierhalterin
bzw. dem Tierhalter zu. Die meisten Tierschutzfälle werden
aber genau von diesen selbst begangen. In solchen Fällen
fällt die Wahrnehmung des Schutzes der Tiere in die Zustän-
digkeit der Verwaltung, die dieser Aufgabe in der Praxis, na-
mentlich mithilfe verschiedener Bewilligungs- und Aufsichts-
behörden, nachkommt.
Auch in Strafverfahren wegen Verstössen gegen das Tier-
schutzgesetz werden die Belange der betroffenen Tiere fast
ausschliesslich von den staatlichen Untersuchungsbehörden
wahrgenommen. Das genügt nicht, weil die Interessen der
Halter und Halterinnen oft höher gewertet werden als die der
Tiere. Aus diesem Grund wurde im Kanton Zürich bereits
1992 das Amt des «Rechtsanwalts für Tierschutz in Strafsa-
chen» eingeführt, und das hat sich bewährt. Wir wissen
auch, dass unterdessen in den Kantonen St. Gallen und
Bern ähnliche Institutionen eingerichtet wurden, die sich
auch bewährt haben.
Die Statistiken zeigen, dass Misshandlungen von Tieren ver-
breitet sind, aber sie werden in der Schweiz sehr unter-
schiedlich geahndet. Die Statistiken zeigen, dass zum Bei-
spiel im Jahr 2007 in 617 Fällen Anzeige erstattet und die
Fälle verfolgt wurden. Das war eine Zunahme gegenüber
dem Vorjahr um immerhin 6 Prozent. Die Verteilung dieser
Fälle in der Schweiz ist allerdings sehr unterschiedlich. Im
Kanton St. Gallen wurden 138 Fälle verfolgt, in Zürich 136
Fälle und im Kanton Bern 88 Fälle. Es sind die Kantone, die
bereits über Institutionen wie einen Tieranwalt verfügen.
Erfreulich ist die Tatsache, dass sich die Zahl der sogenann-
ten «Nuller-Kantone», das heisst jener Kantone, die über-
haupt keinen Tierschutz-Straffall gemeldet haben, im Ver-
gleich zum Vorjahr reduziert hat.
Allerdings wurde auch 2007 in den drei Kantonen Genf, Nid-
walden und Wallis kein einziges Tierschutzdelikt untersucht.
Das ist ja wohl nicht so ausgefallen, weil dort keine Tiermis-
shandlungen stattgefunden haben, sondern weil dort eben
die Verfolgung nicht entsprechend rigide und konsequent
stattfindet. Die Modelle, wie sie die Kantone Zürich und
St. Gallen kennen, tragen nachweislich dazu bei, dass Tier-
schutzdelikte vermehrt angezeigt und verfolgt werden. Die
Tierschutzgesetzgebung wird dadurch strikter angewendet
und vollzogen, weshalb sich die gesamtschweizerische Ein-
führung von Tieranwältinnen und Tieranwälten oder ver-
gleichbaren Instituten aufdrängt. Die Erfahrung zeigt ja
auch, dass dann, wenn man Gefahr läuft, ertappt und be-
straft zu werden, eben auch die Taten teilweise zurückge-
hen. Insofern ist der Tieranwalt auch ein Beitrag zur Reduk-
tion der Zahl an Misshandlungen von Tieren.

Gilli Yvonne (G, SG): Wenn es um Tiere geht, dann werden
unsere Debatten emotional. Das hat der heutige Morgen
einmal mehr klar gezeigt. Wenn es um Tierschutz geht, neh-
men es viele nicht mehr so ernst, auch wenn Fakten und
Zahlen eine eindeutige Sprache sprechen. Für einmal ist es
unbestrittenermassen gut, dass es eine Statistik gibt, hier
eine Statistik zur Tierschutz-Strafpraxis. Aus dieser Statistik
ergibt sich ein Paradox, und auf dieses Paradox hat meine
Vorrednerin hingewiesen. Es gibt nämlich einige wenige
Kantone – und dazu gehören die Kantone Zürich, St. Gallen
und Bern –, die viele Tierschutz-Straffälle ausweisen, und es
gibt Kantone wie die Kantone Genf oder Nidwalden, um zwei
Beispiele zu nennen, die keine Tierschutz-Straffälle kennen.
Dieses Paradox zeigt eben, wie gross die Unterschiede in
der Strafverfolgung in den einzelnen Schweizer Kantonen
sind, und es zeigt auch ganz direkt und unmissverständlich
das vorliegende Problem auf. Wie wir in der Schweiz mit un-
seren Mitmenschen, mit unseren Tieren, aber auch mit un-
serer Umwelt umgehen, hat etwas mit der Wertehaltung un-

serer Gesellschaft zu tun. Die Begegnungsfelder von
Mensch, Tier und Umwelt lassen sich insofern nicht vonein-
ander trennen, als in allen Feldern Achtsamkeit, Sorgfalt und
Respekt gefordert sind, auch in der Gesetzgebung.
Wir haben hier, im Parlament, zur Kenntnis genommen,
dass bei der Durchsetzung des strafrechtlichen Tierschutzes
dringender Handlungsbedarf besteht. Sämtliche Kantone
haben dieser Pflicht nachzukommen und nicht nur einige
wenige, wie sie bereits erwähnt wurden. Es ist jetzt nichts
anderes als sorgfältig, wenn dieses Parlament diesen Hand-
lungsbedarf nicht nur zur Kenntnis nimmt, sondern respek-
tiert, indem es diese Initiative zur Annahme empfiehlt.
Es ist dies zurzeit der einzige Weg, beim strafrechtlichen
Vollzug des Tierschutzes politische Sorgfalt walten zu las-
sen. Leider ist es der einzige Weg, weil wir keine Mehrheit
für einen indirekten Gegenvorschlag gefunden haben, zu
dem ja auch die Tierschützer Hand geboten haben. Stim-
men Sie deshalb dieser Initiative zu. Die Ausweitung der
Tieranwaltschaft nach dem Zürcher Modell wird – das zeigt
die Erfahrung im Kanton Zürich – in der Bevölkerung und,
ich bin sicher, auch in der Landwirtschaft eine breite Akzep-
tanz finden. Sie wird zudem international eine breite und po-
sitive Ausstrahlung zeigen. Diese können wir heute, aber
auch morgen gut gebrauchen im Sinne eines neuen Schwei-
zer Qualitätslabels.
Der Sinn dieses Tierschutzanwalts ist nämlich die vergleich-
bare und verbesserte Qualität der kantonalen Strafverfol-
gung bei Zuwiderhandlungen gegen den Tierschutz in einem
strafrechtlichen Sinn. Der Sinn ist nicht eine neue Schikane
gegenüber Landwirtschaft oder Tierhaltung. In der konkre-
ten Umsetzung gilt wie überall auch hier das Gebot der Ver-
hältnismässigkeit.

Büchler Jakob (CEg, SG): Eine ganz ähnliche Debatte habe
ich auch bei uns im Kantonsrat in St. Gallen bereits vor eini-
ger Zeit erlebt. Es stellt sich die Frage, ob wir einen Tieran-
walt brauchen oder einen solchen nicht brauchen. Für mich
lautet die Antwort ganz klar: Wir brauchen keinen Tieran-
walt! Unser Land hat weltweit das strengste Tierschutzge-
setz. Ein Tieranwalt würde dazu führen, dass die Haltung
von Tieren eben mit Anwälten begleitet würde, was wie-
derum auch dazu führen würde, dass diese ganzen Abläufe
verkompliziert würden. Ich frage mich wirklich, ob es das
braucht. Nein, das braucht es nicht!
Der Kanton St. Gallen, der immer wieder aufgeführt wird, hat
natürlich einen Kompromiss beschlossen. Wir haben die
jüngste Geschichte im Rheintal erlebt, wo Fische auf unna-
türliche Art und Weise ins Jenseits befördert wurden. Hier
hat der Kanton eingegriffen, auch ohne Anwalt, und dieses
Problem gelöst. Ich bin ganz klar der Meinung, dass wir kei-
nen Tieranwalt brauchen. Wir möchten hier eben nicht unnö-
tig verkomplizierende Gesetze schaffen. Als Landwirt habe
ich, muss ich sagen, das ureigenste Interesse, dass es un-
seren Tieren gutgeht, denn ich verlange ja etwas von mei-
nen Tieren. Wenn ich das verlange, schaue ich auch, dass
es ihnen gutgeht. 
Tieranwälte kosten viel Geld, verkomplizieren das Gesetz,
und ich sage Ihnen: Auch wir im Kanton St. Gallen leben
sehr gut ohne Tieranwalt. Indem wir jetzt die Kompetenz
beim Kanton haben, haben wir die Möglichkeit einzugreifen,
wenn Überschreitungen geschehen. Die Kompetenz liegt
beim Kanton, wir können hier Gegensteuer geben.
Ich bitte Sie eindringlich, die Initiative zur Ablehnung zu
empfehlen.

Walter Hansjörg (V, TG): Es geht bei dieser Initiative nicht um
den Tierschutz im Allgemeinen; wir haben ein sehr an-
spruchvolles Tierschutzgesetz. Der Vollzug und die Kontrol-
len sind insbesondere im Nutztierbereich sehr gut, sie sind
regelmässig. Es geht hier einfach um die Frage: Wie soll bei
der Ahndung vorgegangen werden, wenn Verstösse vorlie-
gen? Es ist ein altes Anliegen des schweizerischen Tier-
schutzes, dass ein Tierschutzanwalt eingesetzt wird, um
eben die Interessen des Tieres zu schützen. So war diese
Forderung auch bereits in der letzten Tierschutz-Initiative
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drin, welche dann zurückgezogen wurde, nachdem unser
Parlament ein griffiges neues Tierschutzgesetz geschaffen
hat.
Braucht es eine Tierschutzanwaltschaft? Ich bin der Mei-
nung, dass das nicht mehr nötig ist, weil die Kantone mit der
neuen Strafprozessordung verpflichtet sind, für die Prozess-
führung, die Ahndung und das Gerichtsverfahren entspre-
chend ausgebildete Fachkräfte, Spezialistinnen und Spezia-
listen einzusetzen, welche sich auf ihrem Gebiet auskennen.
Dazu zählt auch der Tierschutz. Dank der neuen Strafpro-
zessordnung ist dieses Begehren meines Erachtens hinfäl-
lig. Die Kantone sind so oder so verpflichtet, hier entspre-
chende Sachverständige einzusetzen. Dies kann regional
oder überkantonal erfolgen.
Damit wird nach meiner Auffassung diese Tierschutzanwalt-
Initiative hinfällig; die Kantone sind vom Bund aufgefordert,
entsprechende Spezialisten einzusetzen. So kann ich guten
Mutes sagen, dass von daher diese Initiative abzulehnen ist.
Sie ist überflüssig; die Kantone sind verpflichtet, auch bei
Tierschutzvergehen eine richtige Strafprozessführung und
Ahndung durchzuführen.
Ich bitte Sie also, diese Initiative Volk und Ständen zur Ab-
lehnung zu empfehlen.

Aebi Andreas (V, BE): Als Tierzüchter und als Halter von
Kühen, Hunden, Katzen und einigen Zehntausend Bienen
passt mir natürlich der Text gegen Tierquälerei: Was den
besseren Rechtsschutz anbelangt – darüber müssen wir
schon eingehend diskutieren. Die Tragweite eines Tier-
schutzanwaltes auf Bundesverfassungsebene ist mir viel zu
gross, und – ich nehme es vorweg – darum lehne ich die
Volksinitiative klar ab. Warum? 
Die Institution einer Tieranwältin oder eines Tieranwaltes be-
steht – es wurde schon mehrmals gesagt – in unterschiedli-
cher Ausprägung in drei Kantonen. Mit der Spezialnorm des
Kantons Bern kann ich gut leben. Gemäss unserer Norm
verfügt die Dachorganisation der Berner Tierschutzorganisa-
tionen im Strafverfahren über die Rechte einer Privatkläge-
rin. In dieser Eigenschaft kann sie somit Parteirechte aus-
üben, wenn Tierschutzbestimmungen verletzt werden.
Viel wichtiger ist aber – und das steht nirgends geschrie-
ben – die Prävention, die Ausbildung auch für Halter von
Heimtieren, welche die Öffentlichkeit kaum sieht. Wer weiss
schon, wie man eine Ratte, eine Katze, eine Schlange, einen
Hund oder einen Goldfisch tiergerecht hält? Hier wäre sicher
noch ein ganz, ganz grosser Handlungsbedarf vorhanden,
und ich wundere mich nicht, wenn im Stadtkanton Genf
kaum Tierschutzvorschriften verletzt werden. Warum? Man
sieht ja die Tiere in den Wohnungen gar nicht, da gibt es
sehr viel Anonymität.
Ganz anders ist es bei den Nutztierhaltern. Hier brauchen
wir eine abgeschlossene Ausbildung, wenn wir Direktzahlun-
gen erhalten wollen, damit wir produktiv produzieren kön-
nen. Wir sind oft mit Tieren aufgewachsen, mit den verschie-
densten Tierarten, und wir haben doch eine gewisse Kom-
petenz, um nicht zu sagen eine ausgeprägte Kompetenz.
Wir sehen, wenn ein Tier leidet, und wenn ein Tier leidet, ist
es auch nicht wirtschaftlich. 
Gerade bei unseren landwirtschaftlichen Kontrollsystemen
haben wir akkreditierte Kontrollen, und zwar auf vier Schie-
nen. Die erste Schiene ist die landwirtschaftliche Gesetzge-
bung: Direktzahlungen, RAUS-Programm, Tierwohl; wenn
wir all das nicht einhalten, dann werden wir bestraft und
nach den Artikeln 26 bis 28 des Tierschutzgesetzes auch
angezeigt. Die zweite Schiene, auf der wir kontrolliert wer-
den, ist die Hygienegesetzgebung. Hier haben wir den Kan-
tonschemiker im Haus, der die Produktion am Ursprungsort
kontrolliert; das ist auch richtig so; dazu gehört auch der
Tierschutz. Die dritte Schiene ist die blaue Kontrolle; hier
macht der Amtstierarzt im Primärsektor seine Kontrollen,
und zwar auch unangemeldet. Er kontrolliert also nicht nur
den Medikamenteneinsatz, sondern er kontrolliert auch das
Tierwohl und den Zustand der Tiere.
Die vierte Schiene – sie ist eigentlich in der Landwirtschaft
sehr ausgeprägt und wird immer ausgeprägter – ist die frei-

willige Basis in speziellen Vermarktungssystemen, sprich in
Labels, wo zum Teil eine spezielle Tierernährung vorliegt; in
Labels, die zum Teil spezielle und sehr ausgeprägte tierge-
rechte Haltungsbedingungen vorschreiben.
Ich habe es bereits gesagt: Verstösse gegen das Tierschutz-
gesetz wie Tierquälerei gemäss den Artikeln 26 bis 28 des
Tierschutzgesetzes werden von Rechts wegen geahndet. 
Darum bitte ich Sie, diese Volksinitiative zur Ablehnung zu
empfehlen.

Bignasca Attilio (V, TI): Viviamo in un Paese fortunato, con
un Parlamento, che davanti a una crisi economica e finan-
ziaria epocale può dedicare seraficamente un'intera matti-
nata a parlare dei problemi degli animali. Anche i nostri ani-
mali possono godere di questo clima favorevole di un Paese
pacifico e, infatti, beneficiano di questa situazione privile-
giata. Avendo vissuto per periodi più o meno lunghi in trenta
Paesi di tre continenti vi posso assicurare che in nessuna
parte del mondo gli animali sono trattati meglio che da noi e
sono più difesi.
La presenza della consigliera federale del Dipartimento fe-
derale dell'economia in un periodo così travagliato conferma
che il Consiglio federale da molta importanza a questa pro-
blematica. Ma non so se le sue preoccupazioni sono verso il
grado di occupazione degli avvocati o quello delle esporta-
zioni degli animali. Non è certamente la figura dell'avvocato,
che li proteggerà da eventuali maltrattamenti, non è certa-
mente questa figura, che potrà dissuadere i malintenzionati,
gli ignoranti, le persone con cattive intenzioni dal maltrattare
gli animali. Non serve un avvocato, servono maggior co-
noscenza delle problematiche degli animali e delle loro esi-
genze e più comprensione e tolleranza fra l'uomo e gli ani-
mali. 
Per questo bisogna dire no a questa iniziativa popolare.

Grin Jean-Pierre (V, VD): Je déclare mes intérêts: je suis
agriculteur; je possède plusieurs sortes d'animaux de la
ferme, en particulier des vaches laitières.
La garde des animaux fait déjà l'objet de nombreuses régle-
mentations concernant leur détention, les sorties en plein
air, l'affouragement, les traitements vétérinaires, etc., ce qui
permet de leur assurer un bien-être et des conditions de vie
correctes et normales pour leur productivité et leur confort.
Savez-vous que dans une étable, concernant la lumière, l'on
doit pouvoir lire le journal le jour à la lumière naturelle, alors
que dans certains lieux commerciaux les vendeuses tra-
vaillent toute la journée à la lumière artificielle? Quel para-
doxe! Et de là à dire que les animaux sont mieux traités que
les humains, il n'y a qu'un pas qui pourrait peut-être être
franchi par cette initiative populaire.
Vouloir, par cette initiative, l'institution obligatoire d'un avocat
chargé de défendre en justice les intérêts des animaux lésés
me fait quelque peu sourire. Lorsqu'un animal est maltraité,
c'est le propriétaire ou la personne qui a commis l'acte de
malveillance qui doit être réprimandé ou puni, ce qui est déjà
le cas en vertu des dispositions actuelles, et heureusement.
Cette initiative visant à régler le statut de l'animal dans l'or-
dre juridique suisse n'est pas nécessaire. La Confédération
a déjà légiféré sur le statut juridique de l'animal. Ce statut a
dernièrement encore été amélioré par l'introduction de nou-
velles dispositions législatives, selon l'initiative Marty Dick
99.467, «Les animaux dans l'ordre juridique suisse». Les
services vétérinaires cantonaux sont à même de faire res-
pecter la loi en vigueur: pas besoin de compliquer la procé-
dure administrative en faisant appel à un avocat. Ne dit-on
pas que le mieux est l'ennemi du bien?
Oui, les animaux doivent être protégés; oui, les cas de mal-
traitance doivent être dénoncés, mais gardons les pieds sur
terre! Nous devons garder un certain bon sens et ne pas
compliquer, voire amplifier la législation en vigueur par de
nouvelles mesures relevant d'un certain dogmatisme.
D'autre part, dans notre pays où règne un certain fédéra-
lisme, mettre en place une telle mesure constituerait une in-
gérence malvenue dans la liberté d'organisation des can-
tons.
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Pour toutes ces raisons, je vous demande de suivre la majo-
rité de la commission qui recommande le rejet de cette initia-
tive.

Teuscher Franziska (G, BE): Der Mensch ist nicht alles, und
Tiere sind keine frei verfügbaren Objekte. Aber wenn ich die
Liste des Schweizer Tierschutzes anschaue, die eine Viel-
zahl von Tierquälereien samt den milden Gerichtsurteilen
dokumentiert, bin ich mir nicht mehr so sicher, welchen Stel-
lenwert die Gerichte dem Leben eines Tieres beimessen.
Bei all diesen Dutzenden von Fällen kamen die Täter mit lä-
cherlichen Strafen davon. Da geht einer ein halbes Jahr in
die Ferien, ohne die Versorgung seines Hundes oder seiner
Vögel sicherzustellen – das ist doch einfach grausam. In ei-
nem anderen Fall tötet ein Halter eine Ziege, indem er dem
Tier eigenhändig das Genick bricht.
Ich glaube Ihnen, Herr Aebi, dass Sie einen sorgfältigen Um-
gang mit Ihren Tieren pflegen. Aber auf der Liste des Tier-
schutzes sind auch Fälle aufgeführt – man kann davon im-
mer wieder in Medienberichten lesen –, wonach auf einem
Bauernhof Hunderte von Tieren vernachlässigt wurden, ab-
gemagert und krank und sich selber überlassen waren.
Die Bussen für derlei Schandtaten sind ein Hohn: Die durch-
schnittliche Bussenhöhe bei Verstössen gegen das Tier-
schutzgesetz betrug im Jahr 2006 sage und schreibe 458
Franken. Das Gesetz selber würde viel schärfere Strafen zu-
lassen; der gesetzliche Rahmen wird leider häufig nicht aus-
geschöpft. Bei vielen Kantonen hapert es im Vollzug.
Der Kanton Zürich, wo es einen Tierschutzanwalt gibt, hat
2007 gemeinsam mit dem Kanton St. Gallen, der ein ähnli-
ches Modell kennt, gemäss offiziellen Medienmitteilungen
274 Straffälle wegen Verletzung des Tierschutzgesetzes von
schweizweit gesamthaft 617 Fällen aufgeführt. Andere Kan-
tone können keine oder nur ganz wenige Verfahren nachwei-
sen. Da, sage ich, stimmt doch etwas nicht.
Das ist nur so, weil niemand die Parteienrechte der gequäl-
ten Tiere vertritt. Genau darum brauchen wir geeignete An-
wälte, die im Stil einer Pflichtverteidigung diese Rolle über-
nehmen. Der Schweizer Tierschutz hat dazu eine Initiative
eingereicht. Die Kantone sollen verpflichtet werden, dass die
Interessen der geschädigten Tiere im Strafverfahren von
Amtes wegen durch einen geeigneten Rechtsbeistand ver-
treten werden. Ich finde diese Idee intelligent und sinnvoll.
Daher bitte ich Sie alle, diese Initiative zu unterstützen.
Ich mache eine andere Bilanz als mein Vorredner. Ich finde
nicht, dass wir damit den Staatsapparat aufblähen. Die
durchschnittlichen Bruttoausgaben des Kantons Zürich für
den Tierschutzanwalt sind sehr moderat; von 80 000 Fran-
ken ist hier die Rede. Es geht also um geringfügige Beiträge,
und es geht um eine einfache Regelung. Aber es geht eben
darum, dass wir in unserer Rechtsprechung auch vermehrt
die Würde des Tieres beachten. Die Idee des Tierschutzan-
waltes ist einleuchtend, Tiere können sich nicht selber ver-
teidigen.
Ich bitte Sie daher, die Initiative zur Annahme zu empfehlen,
und hoffe, dass das die Mehrheit der Bevölkerung auch tun
wird.

Aebi Andreas (V, BE): Frau Kollegin Teuscher, ich danke Ih-
nen für die Aufmerksamkeit. Jedes Tier, das leidet, ist ein
Tier zu viel, da gebe ich Ihnen Recht. Aber es ist doch inter-
essant: Gerade im Kanton Bern, wo wir beide leben, wurde
festgestellt, dass die entsprechenden Bauernfamilien er-
stens total überlastet waren und zweitens eigentlich noch
sozial eingestellt waren und Eltern oder behinderte Ge-
schwister pflegen wollten. 
Was machen wir in dieser Beziehung, damit man solche
Bauernfamilien rechtzeitig erkennt, damit sie die Tiere nicht
vernachlässigen? Haben Sie da einen Ratschlag für uns
beide?

Teuscher Franziska (G, BE): Sie schweifen da ein bisschen
auf ein anderes Gebiet ab. Mir geht es bei dieser Initiative ja
in erster Linie darum, dass man Verstösse ahnden kann,
weil Tiere sich nicht wehren können. Dass Bauern heutzu-

tage teilweise überfordert sind, verstehe ich gut; sie finden
sich zum Teil in schwierigen Situationen. Ich verurteile die-
sen Bauern aus dem Kanton Bern nicht. Ich kenne den Fall
nur aus den Medien, aber diese Bauernfamilie war wirklich
in einer sehr schwierigen Lage. Ich denke, dass wir dort
auch mit der Sozialgesetzgebung, mit Ergänzungsleistun-
gen und der Unterstützung mit Fürsorgegeldern etwas errei-
chen können. Diesen speziellen Fall kann man aber sicher
nicht heranziehen, um zu sagen, es brauche keinen Tier-
schutzanwalt. Tierschutzanwälte haben in der Rechtspre-
chung die Interessen und die Würde des Tieres zu verteidi-
gen.

Freysinger Oskar (V, VS): Politiker werden gemeinhin als das
humorloseste Pack beschrieben, das es überhaupt auf der
Welt gibt. Erlauben Sie mir also, hier diesen Morgen mit ei-
ner kleinen poetischen Satire über das Thema «Tieranwalt»
abzuschliessen.
Sehr geehrtes Parlament! Erlauben Sie mir, dass ich mich
vorstelle: Ich heisse Schubert und bin ein Goldfisch, im
Aquarium der Familie Blubber. Seit einiger Zeit werden
meine Fischrechte mit Flossen getreten. Stellen Sie sich vor:
Mein Besitzer erdreistet sich, mir trotz der neuen Tierschutz-
verordnung ein «Gspänli» vorzuenthalten. Sie können sich
gar nicht vorstellen, wie depressiv mich das hinter meinem
trüben Glas macht. Wie soll ich mit einer verwandten Seele
Sprechblasen austauschen, wie den Futterneid teilen und
Schuppen tauschen, wem zum Morgengruss die Flosse rei-
chen?
Ach, «kiemen» doch die Parlamentarier zu besserer Einsicht
und gewährten mir einen legitimen Rechtsschutz! Ich ver-
lange keinen grossen Fisch als Anwalt, aber einen mit den
Realitäten eines Aquariums vertrauten Juristen, einen Ken-
ner der Plastikkorallen, Kunststoffalgen und Sauerstoffpum-
pen, einen, der meine existenziellen Ängste ernst nimmt und
die juristischen Riffe zu umschiffen weiss. Denn ich selber
bin biologisch dazu verdammt, stumm zu bleiben, deshalb
brauche ich ein ausseraquatisches Sprachrohr.
Bis dahin schwimme ich demonstrativ gegen den Strom, von
dem ich nur träumen kann. Oder ich streike und verwandle
mich in eine Ölsardine. Und sollte dies nichts nützen, greife
ich zum nächstbesten Angelhaken und hänge mich auf.
Dann werdet ihr schon sehen, dass nicht alles Gold ist, was
glänzend gefischt wird. Und beim Jüngsten Fischgericht wird
euch der Angler von Nazareth dieses zum Himmel stinkende
Unrecht bis in alle Ewigkeit auftischen – und dann Mahlzeit,
meine Damen und Herren!

van Singer Christian (G, VD): Monsieur Freysinger, comme
d'habitude vous vous croyez au théâtre, et pas dans un Par-
lement. Ma question est la suivante: est-ce que tout ce que
vous décrivez là se passe à Zurich? Parce qu'à Zurich, il y a
déjà un avocat pour les animaux.

Freysinger Oskar (V, VS): Oui, mais je crains que, par exem-
ple en Valais, cela n'entrave quelque peu les combats de rei-
nes. (Hilarité)

Fehr Mario (S, ZH): Sie haben soeben gehört, dass das neue
Hundegesetz, wenn man sich dafür eingesetzt hat, Flügel
verleiht, selbst Goldfischen. Allerdings habe ich die Frage
zum Gedicht nicht ganz richtig verstanden; ich widme mich
deshalb wieder dem, worum es hier geht: der Volksinitiative. 
Die Ausgangslage ist eigentlich klar: Wir haben ein Tier-
schutzgesetz, verschiedene Verordnungen und andere
rechtliche Grundlagen zum Schutz des Tieres, und eigent-
lich haben heute Morgen alle gesagt: Wir wollen, dass die
Tierschutzgesetzgebung vollzogen wird, wir wollen, dass ge-
schädigte Tiere zu ihrem Recht kommen, und wir wollen,
dass Verstösse geahndet werden. Wir haben festgestellt,
und es war in der Debatte praktisch unbestritten, dass der
Vollzug in den einzelnen Kantonen sehr unterschiedlich ge-
handhabt wird. Wir haben auch festgestellt, dass es Kantone
gibt, in denen der Vollzug gemäss der «Stiftung für das Tier
im Recht» besser ist, beispielsweise im Kanton Aargau, bei-

11



08.036           Conseil national  9 juin 2009

Bulletin officiel de l’Assemblée fédérale

spielsweise im Kanton St. Gallen, beispielsweise im Kanton
Zürich. Wieso ist dort dieser Vollzug besser? Wieso ist viel-
leicht auch das Bewusstsein für die Umsetzung der Tier-
schutzgesetzgebung besser? Wir glauben, dass es etwas
mit dem Tieranwalt zu tun hat.
Man kann nun Nationalrätin Kathy Riklin allenfalls Recht ge-
ben, dass es eigentlich nicht etwas sei, was auf der Verfas-
sungsstufe gelöst werden müsse. Wenn man aber wirklich
findet, dass das nicht auf der Verfassungsstufe gelöst wer-
den soll, dann hätte man zu einer vernünftigen Regelung im
Rahmen der Strafprozessordnung oder im Rahmen des
Tierschutzgesetzes Hand bieten müssen. Das haben Sie
nicht gemacht, und von daher finde ich den Vorwurf von
Herrn Noser an die Vertreter des Tierschutzes eigentlich ab-
surd, wenn sie das einzige Mittel ergreifen, das ihnen noch
bleibt, nämlich eine eidgenössische Volksinitiative. All dieje-
nigen, die heute kritisiert haben, dass hier eine Volksinitia-
tive eingereicht worden ist, all diejenigen, die kritisiert ha-
ben, dass so etwas nicht in eine Verfassung gehöre, sie
sollten einmal sehr sorgfältig prüfen, ob sie in der Vergan-
genheit nicht auch Anliegen vorgebracht haben, die sie, weil
es eben keine andere Möglichkeit gab, in die Form einer Ver-
fassungsänderung gekleidet haben.
Im Kanton Zürich haben wir mit dem Tieranwalt gute Erfah-
rungen gemacht. Er wirkt präventiv, und ich persönlich glau-
be auch, dass so die Ziele des Tierschutzes bekannter wer-
den. Wenn Sie mit dem Tierschutz wirklich Ernst machen
wollen, haben Sie hier und heute eine Gelegenheit, das un-
ter Beweis zu stellen. 
Bitte stimmen Sie der Tierschutz-Initiative zu; führen wir den
Tieranwalt schweizweit ein. Wir können so die Tierschutzge-
setzgebung besser umsetzen. Es ist die letzte Möglichkeit,
die sich bietet; ergreifen Sie sie!

Leuthard Doris, Bundesrätin: Zumindest hat Herr Freysin-
ger endgültig seine schriftstellerischen Qualitäten bewiesen.
Dennoch muss man der Initiative gerecht werden: Sie ist zu-
stande gekommen, das heisst, dass sehr viele Menschen
um das Wohl der Tiere besorgt sind und das Gefühl haben,
deren Rechte seien zu wenig gut geschützt. Die Initiative
verlangt denn auch, dass wir Tierschutzanwältinnen und
Tierschutzanwälte einführen, welche die Stellung der ge-
schädigten Tiere im Strafverfahren verbessern und einer Ba-
gatellisierung von Verstössen gegen das Tierschutzrecht
entgegenwirken. Zu diesem Zweck soll Artikel 80 der Bun-
desverfassung ergänzt werden.
Sie haben, auch in dieser Session, schon über diverse Be-
reiche diskutiert, bei denen Sie der Meinung sind, dass die
heutige Strafgesetzgebung oder deren Vollzug nicht genü-
gen: Sie verlangen verschärfte Strafen gegen Raser, und
Sie haben generell im Strafrecht zu härteren Mitteln gegrif-
fen. Was ich nicht akzeptieren kann, ist der pauschale Vor-
wurf von Nationalrat Geri Müller, dass in diesem Bereich die
Verwaltung generell nicht funktioniere. Wenn man Verstösse
feststellt, ist die Frage, mit welcher Strafe sie belegt werden
sollen, schlussendlich immer eine Frage des Masses.
Aktuell sind für das Strafverfahren die jeweiligen Strafpro-
zessordnungen der Kantone massgebend. Voraussichtlich
am 1. Januar 2011 wird die vereinheitlichte neue StPO in
Kraft treten. Die eidgenössische StPO sieht verschiedene
Instrumente vor, die gerade auch im Zusammenhang mit
Tierschutzfällen von Interesse sein können. Zu erwähnen ist
die Möglichkeit einer auf die Verfolgung von Tierschutzdelik-
ten spezialisierten Staatsanwaltschaft, also einer Speziali-
sierung, wie wir sie bei Wirtschaftsdelikten und anderen
Spezialgattungen des Kriminalrechts kennen. Die Kantone
können einen Staatsanwalt oder eine Staatsanwältin bestim-
men, der oder die sich auf Tierschutzfälle konzentriert und
spezialisiert. Wie gesagt worden ist, ist dies in den Kantonen
St. Gallen und Aargau bereits heute der Fall. Weiter können
die Kantone eine kantonale Behörde bezeichnen, die im
Strafverfahren die Interessen der geschädigten Tiere vertritt
und Parteirechte im Sinne von Artikel 104 StPO wahrnimmt.
Im Vordergrund stehen hier kantonale Fachstellen für Tier-
schutz. Nach dem neuen Tierschutzgesetz ist es sogar so,

dass jeder Kanton eine solche kantonale Fachstelle einrich-
ten muss. Es wäre somit ein Leichtes, für diese Organe er-
höhte Kompetenzen bei der Strafverfolgung von Vergehen
im Bereiche des Tierschutzes zu etablieren.
Die Einführung einer Tierschutzanwältin oder eines Tier-
schutzanwalts wurde in den vergangenen Jahren schon
mehrfach diskutiert – auch das wurde gesagt –, etwa im
Rahmen der Behandlung zweier Initiativen, bei der Tier-
schutzgesetzgebung, aber auch bei der StPO. Zuletzt war
das Ergebnis dieser Diskussionen immer dasselbe: dass
das Parlament die Einführung von Tierschutzanwälten auf
Bundesstufe abgelehnt hat.
Im Rahmen der Beratung der Tierschutzgesetzgebung im
Jahre 2005 wurde es – wie gesagt – auch abgelehnt, die
Kantone zur Einsetzung von solchen Tierschutzanwälten zu
verpflichten. Es wurde damals argumentiert, dass es sich
um eine Frage handle, die in die Kompetenz der Kantone
falle. Bei der Beratung der StPO war erneut dasselbe Thema
in der Diskussion, und dieselbe Argumentation wurde erneut
von einer Mehrheit des Parlamentes benutzt. Somit gab es
auch hier keine Kompromisse gegenüber den Anliegen der
Initiantinnen und Initianten.
Der Bundesrat ist auch heute noch der Auffassung, dass
eine Verpflichtung zur Einführung von Tierschutzanwälten in
unnötiger Weise in die Organisationsfreiheit der Kantone
eingreift – dies nicht zuletzt vor dem Hintergrund, dass bis-
her nur der Kanton Zürich einen Tieranwalt im Sinne der In-
itiative hat. Im Übrigen kennt auch keiner unserer umliegen-
den Nachbarstaaten einen Tierschutzanwalt. Eine wirkungs-
volle Verfolgung von Personen, die gegen das Tierschutzge-
setz verstossen, ist auch für den Bundesrat ein wichtiges
Anliegen, ebenso die Verminderung von kantonalen Unter-
schieden in der Verfolgung von Verstössen gegen die Tier-
schutzgesetzgebung.
Deshalb hat der Bundesrat etwa die Informationen über die
artgerechte und professionelle Tierhaltung im vergangenen
Jahr stark verbessert, denn das ist die beste Prävention da-
für, dass Tiere nicht schlecht behandelt werden. Der Bun-
desrat geht überdies davon aus, dass die Effizienz der Straf-
verfolgung mit dem Inkrafttreten der neuen, dann eben
vereinheitlichten StPO generell verbessert wird. Dies wird
sich auch positiv auf die Strafverfolgung von Tierschutzfällen
auswirken. 
Wie bei den früheren Diskussionen zur Institution des Tier-
anwalts will der Bundesrat auch hier darauf hinweisen, dass
eine Verpflichtung der Kantone, einen Tierschutzanwalt ein-
zuführen, durchaus auch als Misstrauensbezeugung gegen-
über den Kantonen verstanden werden kann. Schliesslich
würde eine Regelung auf Verfassungsstufe auch nicht der
Systematik der Verfassung entsprechen und einer ganz spe-
zifischen Institution im Strafverfahren einen unverhältnis-
mässigen Stellenwert geben.
Ich möchte Sie weiter daran erinnern, dass das neue Tier-
schutzgesetz erst seit Herbst 2008 in Kraft ist. Dieses neue
Tierschutzgesetz sieht für die Vollzugsbehörden in Artikel 24
neu eine Anzeigepflicht vor. Es gibt also neu ein Obligato-
rium. Werden von den Vollzugsbehörden heute strafbare,
vorsätzliche Verstösse gegen das Tierschutzgesetz festge-
stellt, so müssen die Behörden neu Strafanzeige erstatten.
Von dieser Anzeigepflicht erwarten wir gerade im Hinblick
auf einen effektiven Vollzug des Tierschutzgesetzes klar
eine Verbesserung.
Wir haben heute rund 700 gemeldete Vergehen gegen die
Tierschutzgesetzgebung. Jährlich werden von diesen rund
700 Fällen, die uns bekannt sind, in 600 Fällen auch Strafen
ausgesprochen, und zwar von allen Kantonen. Frau Gilli,
auch der Kanton Genf hat in den letzten Jahren Vergehen
gehabt und Strafen wegen Verstössen gegen die Tierschutz-
gesetzgebung ausgesprochen.
Das wird inskünftig noch verstärkt der Fall sein, weil hier die
Tierschutzgesetzgebung mit der Anzeigepflicht eine klare
Verbesserung für die Vollzugsbehörden schafft. Wenn Sie
die Daten in der Statistik genauer anschauen, stellen Sie
fest, dass das Gros der Verstösse nicht etwa bei den Bau-
ern, sondern bei den Haustieren, bei den Heimtieren zu fin-
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den ist. Gerade hier dürfte die Dunkelziffer gross sein. Tier-
schutz und Tiergesundheit haben gerade in der Landwirt-
schaft in den letzten Jahren eine grosse qualitative Verbes-
serung erfahren, deshalb kann man auch nicht sagen, es
seien viele Verstösse vorhanden, die nicht geahndet wür-
den. Die Dunkelziffer dürfte, wenn es sie gibt, klar bei den
Haustieren und damit bei den Privathaushalten liegen und
weniger in den Bereichen, wo professionell Tiere gehalten
werden.
Ich möchte auch noch einmal darauf hinweisen, dass das
neue Tierschutzgesetz generell eine verstärkte Information
der Bevölkerung über Tierschutzfragen vorsieht. Dieser Auf-
trag wird vom Bundesamt für Veterinärwesen sehr ernst ge-
nommen, und er wurde auch bereits umgesetzt.
Noch ein weiteres Element: Wir haben neu auch die Ver-
pflichtung der Ausbildung von Tierhalterinnen und Tierhal-
tern. Auch das ist ein zentrales Element, weil bessere Kennt-
nisse der Vorschriften, bessere Kenntnisse dessen, wie man
Tiere hält, zu einer Verbesserung der Haltung generell und
damit zu einer Verringerung der Missbräuche, der Verletzun-
gen von Tieren führen dürften. Diese präventiven Massnah-
men sollen den tiergerechten und verantwortungsbewussten
Umgang mit Tieren stärken und damit Verstösse gegen das
Tierwohl, gegen den Schutz der Tiere möglichst verhindern.
Aus all diesen Gründen beantragt Ihnen der Bundesrat, die
Tierschutzanwalt-Initiative mit der Empfehlung auf Ableh-
nung zur Abstimmung vorzulegen.

Kunz Josef (V, LU), für die Kommission: Ich möchte nur auf ei-
nen Punkt aus der Debatte von heute Morgen eingehen: Es
wurde verschiedentlich bemängelt, dass das Anliegen der
Initiative nicht in der Strafprozessordnung und im Tierschutz-
gesetz aufgenommen wurde. Das ist aber natürlich die Kon-
sequenz der Entscheidungen dieses Parlamentes; das Par-
lament hat es abgelehnt, dieses Anliegen auf Gesetzesstufe
zu regeln. 
In diesem Sinn empfehle ich Ihnen auch heute, konsequent
zu bleiben, der Kommission zu folgen und die Initiative abzu-
lehnen.

Die Beratung dieses Geschäftes wird unterbrochen
Le débat sur cet objet est interrompu

Schluss der Sitzung um 13.10 Uhr
La séance est levée à 13 h 10
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Contre les mauvais traitements
envers les animaux et pour
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Fortsetzung – Suite
Botschaft des Bundesrates 14.05.08 (BBl 2008 4313)
Message du Conseil fédéral 14.05.08 (FF 2008 3883)

Nationalrat/Conseil national 09.06.09 (Erstrat – Premier Conseil)

Nationalrat/Conseil national 11.06.09 (Fortsetzung – Suite)

Bundesbeschluss über die Volksinitiative «gegen Tier-
quälerei und für einen besseren Rechtsschutz der Tiere
(Tierschutzanwalt-Initiative)» 
Arrêté fédéral concernant l'initiative populaire «contre
les mauvais traitements envers les animaux et pour une
meilleure protection juridique de ces derniers (Initiative
pour l'institution d'un avocat de la protection des ani-
maux)»

Eintreten ist obligatorisch
L'entrée en matière est acquise de plein droit

Detailberatung – Discussion par article

Titel und Ingress, Art. 1
Antrag der Kommission
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates

Titre et préambule, art. 1
Proposition de la commission
Adhérer au projet du Conseil fédéral

Angenommen – Adopté

Art. 2
Antrag der Mehrheit
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates

Antrag der Minderheit
(Moser, Bruderer, Galladé, Gilli, Graf Maya, Prelicz-Huber,
Steiert)
... die Initiative anzunehmen.

Art. 2
Proposition de la majorité
Adhérer au projet du Conseil fédéral

Proposition de la minorité
(Moser, Bruderer, Galladé, Gilli, Graf Maya, Prelicz-Huber,
Steiert)
... d'accepter l'initiative.

Moser Tiana Angelina (CEg, ZH): Die kantonale Strafrechts-
praxis weist im Bereich des Tierschutzes erhebliche Unter-
schiede auf. Der Vollzug ist ungenügend, und es besteht
Handlungsbedarf. Dies anerkennt auch der Bundesrat in der
Botschaft: «Der Bundesrat kann sich dem Ziel der Initiative
anschliessen: eine wirkungsvollere Verfolgung von Perso-
nen, die gegen das Tierschutzgesetz verstossen.»
Leider haben wir es verpasst, dieses berechtigte Anliegen
auf Gesetzesstufe mit einem indirekten Gegenvorschlag zu
regeln. Nun haben wir leider lediglich die Wahl zwischen der
Verneinung der offensichtlichen Problematik einerseits und
dem Verfassungsvorschlag der Initiative für eine Lösung an-
dererseits. So beantrage ich Ihnen im Namen der Minderheit
und der grünliberalen Vertreter, die Volksinitiative zur An-
nahme zu empfehlen.
Konkret: Verstösse gegen das Tierschutzgesetz werden lei-
der insgesamt immer noch ungenügend oder gar nicht ver-
folgt. Wenn in den letzten Jahren in einigen Kantonen gar
keine oder nur sehr wenige Verstösse gegen das Tierschutz-
gesetz registriert wurden und in anderen Kantone wie Zürich
und St. Gallen zum Beispiel über 130, ist das kein Zufall.
Diese Unterschiede sind kaum darauf zurückzuführen, dass
die Bevölkerung in den Kantonen Zürich und St. Gallen be-
sonders häufig gegen das Tierschutzgesetz verstösst, die
Bevölkerung in den Kantonen Genf und Wallis, in denen
kaum Fälle registriert wurden, hingegen enorm tierliebend
ist. Nein, vielmehr sind es die Kantone Zürich und St. Gal-
len, die seit einigen Jahren die Institution des Tieranwaltes
kennen.
Dass Verstösse gegen das Tierschutzgesetz ungenügend
verfolgt werden, zeigen auch die zahlreichen Fälle, in denen
solche Verstösse als Kavaliersdelikte behandelt wurden. Bei
einem möglichen Strafmass von bis zu 40 000 Schweizer
Franken betragen die häufigsten Strafen gerade mal bis zu
500 Franken. So betrug etwa die Strafe für das leidvolle Tö-
ten von Welpen in einem Fall im Kanton Bern 200 Schwei-
zerfranken. Dieses geringe Strafmass ist irritierend.
Was ist ein Tieranwalt und was nicht? Mit dem Begriff «Tier-
anwalt» will erreicht werden, dass eine spezialisierte Institu-
tion die Parteirechte für die Tiere übernimmt. Nun gibt es
verschiedene Modelle. Im Kanton Zürich wurden diese
Rechte einem privaten Anwalt übertragen, der sie im Namen
des Staates wahrnimmt. Diese Rechte können aber auch ei-
ner Behörde übertragen werden. Im Kanton St. Gallen oder
im Aargau existieren spezialisierte Staatsanwälte. Beide
Modelle schlagen sich in den Resultaten betreffend Straf-
fälle deutlich nieder. 
Es handelt sich beim Tieranwalt nicht um einen Anwalt, der
von jedem angerufen werden kann, wie das etwa hier in der
Debatte behauptet wurde. Der Tieranwalt ist also auch kein
Schnüffler, der auf Höfen nach Verstössen sucht, sondern
der Tieranwalt wird dann eingeschaltet, wenn die Kontrollen
schon durchgeführt wurden, eine Anzeige eingegangen ist
und eine Strafe notwendig wird. Dann sorgt der Tieranwalt
über die Einnahme der Parteirechte eben dafür, dass die
Strafe angemessen ist und das nicht einfach als Kavaliers-
delikt abgetan werden kann. Die Bestimmung zum Tieran-
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 walt hat somit auch keine materielle Gesetzesänderung und
somit keine Verschärfung des Tierschutzgesetzes zur Folge,
sondern es geht um den korrekten Vollzug der bestehenden
Gesetze, und der liegt im Interesse von uns allen.
Ich möchte noch auf zwei Gegenargumente eingehen, die
regelmässig genannt werden: Zum einen heisst es immer
wieder, dass wir keine Tieranwälte bräuchten, da wir ja
schliesslich auch keine Kinderanwälte hätten. Dieses Argu-
ment ist aber schon inhaltlich falsch, denn Kinder verfügen
selbstverständlich über Parteirechte, welche aufgrund feh-
lender Mündigkeit von den Eltern oder einem Beistand wahr-
genommen werden. Zudem bin ich klar der Meinung, dass
zwei Problembereiche grundsätzlich nicht gegeneinander
ausgespielt werden sollten. 
Zum anderen stellt sich die Frage, ob unter den gegebenen
Umständen in die Hoheit der Kantone eingegriffen werden
darf. Leider zeigen die Fakten glasklar, dass die Kantone
hier ihre Verantwortung sehr unterschiedlich wahrnehmen.
Die Unterschiede im Strafvollzug im Tierschutzbereich sind
gravierend. Allein die Möglichkeit, einen Tieranwalt einset-
zen zu können, wie wir es heute haben, hat über die letzten
Jahre keine Verbesserung gebracht und wird deshalb leider
in Zukunft das Problem wohl kaum lösen. Leider kann auch
nicht erwartet werden, dass das Problem mit der neuen ver-
einheitlichten Strafprozessordnung nun plötzlich gelöst wird,
denn es bleibt bei der Freiwilligkeit. Die Effizienzsteigerung
durch die neue Strafprozessordnung wird kaum die beste-
henden Probleme in diesem Bereich beheben können.
Wir bitten Sie deshalb, die Volksinitiative zur Annahme zu
empfehlen.

Prelicz-Huber Katharina (G, ZH): Es ist in der Debatte klar-
geworden: Tiere brauchen eine Vertretung, denn sie können
nicht für sich selbst sprechen, sie haben eine schwache Po-
sition. Deshalb haben wir ja das Tierschutzgesetz – leider,
es wurde vielmals gesagt, harzt es im Vollzug. Es gibt sehr
unterschiedliche Handhabungen in den einzelnen Kantonen.
Es gibt sogar einzelne Kantone, die haben keine Tierschutz-
Straffälle. Es wäre aber eine falsche Interpretation zu mei-
nen, dass dort nur Menschen wären, die im Umgang mit den
Tieren gut sind – denn, wie gesagt, es geht um den schlech-
ten Vollzug des Tierschutzgesetzes, was auch einer der
wichtigen Gründe für die Revision war. Leider kam dann
keine befriedigende Lösung zustande.
Bei uns Menschen ist es klar: Auch das Opfer hat seine
Rechte, nicht nur der Täter. Leider ist das nicht so im Tier-
schutz. Die Folge davon ist: Der Täter kann sich wehren und
eventuell vorhandene Mängel damit beheben, nicht aber das
Opfer, das Tier. Die Versuchung der Behörden ist oft gross,
den Fall ad acta zu legen, weil ja kein Kläger, kein klagendes
Opfer vorhanden ist.
Die Erfahrung von Zürich zeigt sehr deutlich – wir haben ja
seit 1992 einen Tierschutzanwalt: Der Tierschutzanwalt ist
dringend nötig; er ist erfolgreich; und er ist sehr getragen
vom Volk, denn das Volk will einen guten Umgang mit Tie-
ren. Und wenn das nicht so ist, will man eine anwaltschaftli-
che Vertretung, denn leider gibt es einige krasse Fälle von
Misshandlungen von Tieren.
Der Anwalt oder die Anwältin ermöglicht den Ausgleich der
Interessen, erhöht die Qualität der Wahrheitsfindung und der
Rechtsanwendung. Der Tierschutzanwalt oder die Tier-
schutzanwältin hilft auch den Behörden, das zeigt sich in
Zürich sehr deutlich. Es ist ein sehr respektvoller gegenseiti-
ger Umgang, und die Behörden profitieren von unserem An-
walt. Weil der Tierschutz eine komplexe Materie, keine Rou-
tineangelegenheit ist, ist seine Erfahrung wichtig. Damit sind
für die Behörden sogar Kosteneinsparungen möglich, und
die Behörden profitieren vom breiten Wissen des Anwaltes.
Auf Initiative unseres Tierschutzanwaltes hat beispielsweise
die Oberstaatsanwaltschaft die Broschüre «Sanktionsemp-
fehlungen Tierschutzgesetz» herausgegeben.
Der Anwalt ist bei den Untersuchungs- und Hauptverfahren
dabei und gibt bei möglichen Lücken, Verfahrensmängeln
und Fehlern Stellungnahmen ab. Der Apparat wurde nicht
aufgebläht. Die Strafverfolgungskosten im Kanton Zürich lie-

gen bei 100 Millionen Franken jährlich, der Tierschutzanwalt
kostete lediglich 80 000 Franken. Es waren etwa 300 Fälle
pro Jahr, rund 200 bei Heimtieren, 65 bei Nutztieren, 13 bei
Wildtieren und 1 bei Versuchstieren. Zürich hat ja bekannt-
lich etwa eine Million Menschen, sprich ein Siebtel der
schweizerischen Bevölkerung. Die Fälle in den anderen
Kantonen wären also logischerweise wesentlich geringer an
der Zahl.
Ausserdem, liebe Bauern hier im Saal: Der Bauernstand ist
im Kanton Zürich nicht ausgestorben. Wir haben nach wie
vor Bauern und Bäuerinnen, denn ein Grossteil von ihnen
geht mit seinen Tieren gut um. Es werden nur die Bösewich-
te an den Pranger gestellt.
Es ist leider auch nicht so, dass unsere Zürcher Regelung
weiter Bestand haben könnte, weil die neue StPO eine ab-
schliessende Aufzählung enthält. Darin kommt der Tier-
schutzanwalt leider nicht vor. Es wäre also nur die Variante
St. Gallen möglich – integriert in eine Behörde –, da aber
fehlt leider die Unabhängigkeit, und das Ganze steht und
fällt mit engagierten Untersuchungsbehörden. Das darf nicht
sein, deshalb ist eine Bundeslösung dringend. 
Es müsste nicht in der Bundesverfassung sein, aber leider
hat es unsere Kommission ja nicht fertiggebracht, einen
sinnvollen Kompromiss auszuarbeiten. Für uns Grüne ist
deshalb klar: Ja zur Initiative für einen Tierschutzanwalt oder
eine Tierschutzanwältin, damit eine gute Tierhaltung ge-
währleistet ist, damit die funktionierende, effektive, effiziente
und kostengünstige Zürcher Lösung weiterhin Bestand ha-
ben und sogar zum Modell für die Schweiz werden kann, da-
mit die Schweiz tatsächlich eine Vorbildfunktion im Tier-
schutz ausüben kann.
Ich bitte Sie um Unterstützung der Initiative.

Präsidentin (Bruderer Pascale, erste Vizepräsidentin): Die
BDP-Fraktion und die FDP-Liberale Fraktion unterstützen
den Antrag der Mehrheit.

Fehr Mario (S, ZH): Die SP-Fraktion unterstützt diese Volks-
initiative. Es wurde in der Debatte wierderholt gesagt, dass
die grundsätzlichen Zielsetzungen des Tierschutzgesetzes
und der entsprechenden Verordnungen vom ganzen Rat mit-
getragen werden. Heute geht es darum, ob wir einen wirk-
samen Vollzug sicherstellen wollen oder nicht. Ich glaube,
die Beispiele aus dem Kanton Aargau, dem Kanton St. Gal-
len und dem Kanton Zürich zeigen sehr eindrücklich, dass
dort, wo wirklich ein Vollzugswille besteht, dieser Vollzug der
Tierschutzgesetzgebung auch besser gewährleistet werden
kann. 
Wir bedauern es ausserordentlich, dass die Mehrheit der
vorberatenden Kommission und auch die Mehrheit des Ra-
tes in der Vergangenheit nicht bereit waren, im Rahmen der
Strafprozessordnung oder der Tierschutzgesetzgebung eine
sinnvolle Regelung zu gewährleisten, und dass deshalb die-
se Volksinitiative und die Verankerung auf Verfassungsebe-
ne die einzige Möglichkeit darstellt, die den engagierten Be-
fürworterinnen und Befürwortern des Tierschutzes geblie-
ben ist.
Tierschutzanwälte gewährleisten dreierlei: Sie stellen erstens
sicher, dass der Vollzug besser ist. Zweitens gewährleisten
sie, dass auch schon präventiv mehr getan wird, dass eben
Übergriffe, Verletzungen der Tierschutzgesetzgebung gar
nicht erst passieren. Drittens glauben wir, dass sie den Anlie-
gen des Tierschutzes in der breiten Bevölkerung auch vom
Bewusstsein her zum Durchbruch verhelfen. Wenn Sie mit
dem Tierschutz Ernst machen wollen, müssen Sie den Voll-
zug sicherstellen. Diese Volksinitiative bietet Ihnen Gelegen-
heit dazu.
Ich bitte Sie im Namen der sozialdemokratischen Fraktion,
diese Volksinitiative zu unterstützen.

Leuthard Doris, Bundesrätin: Wir haben ja bereits die Eintre-
tensdebatte ausführlich geführt und die Argumente auf den
Tisch gelegt, und die Minderheit vertritt ja nichts anderes, als
die Initiative zur Annahme zu empfehlen. Deshalb möchte
ich nicht alle Argumente wiederholen, sondern einfach Fol-
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gendes in Erinnerung rufen: Wir hatten seit der parlamen-
tarischen Initiative 99.467 des heutigen Ständerates Dick
Marty aus dem Jahre 1999 eine grosse Entwicklung im Be-
reiche des Tierschutzes. Als Folge auch der damaligen Dis-
kussionen gibt es im Zivilgesetzbuch den Grundsatzartikel,
dass Tiere keine Sachen sind. Tiere sind Lebewesen mit
Empfindungen und entsprechend werden das Wohlergehen
und die Würde des Tieres geschützt. Im Tierschutzgesetz,
das jetzt in Kraft ist, ist der Stellenwert des Tierschutzes klar
erhöht, und die Idee ist, dass auch ein Tier, und zwar sowohl
Haustiere wie Nutztiere, einen respektvollen Umgang  er-
heischt.
Dies ist auch für den Bundesrat ein Grundsatz. Wir sind ein-
verstanden mit dem Anliegen der Initiative, dass das Mis-
shandeln von Tieren nicht zu dulden ist; dass man, auch im
Rahmen der Strafverfolgung, diese Übergriffe nicht leicht-
nehmen darf. Und wir tun das auch nicht. Man kann sich
darüber streiten, ob die Bussen respektive die ausgefällten
Strafen hoch genug sind. Das ist aber eine Frage, die Sie mit
diesem Verfassungsartikel nicht beeinflussen, denn sie ist
Sache der zuständigen Justizbehörden. Man kann auch dis-
kutieren, ob es eine grosse Dunkelziffer gibt. Die gibt es mit
Sicherheit, vor allem im Bereiche der Haustiere, wo Über-
griffe schwer feststellbar sind.
Alles in allem setzt der Bundesrat vor allem auf die neue
Strafprozessordnung, die ein einheitliches Verfahren für die
ganze Schweiz ermöglicht und voraussichtlich ab dem 1. Ja-
nuar 2011 in Kraft sein wird. Gemäss dieser neuen Strafpro-
zessordnung, nochmals, können die Kantone einen Staats-
anwalt oder eine Staatsanwältin bestimmen, der oder die
sich auf diese Tierschutzfälle konzentriert, sie untersucht
und Anklage erhebt. Die Kantone können auch, wenn sie
das wünschen, eine kantonale Behörde bestimmen, die die
Interessen geschädigter Tiere im Verfahren des Strafprozes-
ses wahrnimmt. Die Instrumente sind da, aber wir wollen die
Frage in der Kompetenz der Kantone belassen. 
Wir bitten Sie daher, wie schon erwähnt, der Mehrheit der
Kommission zu folgen und die Initiative zur Ablehnung zu
empfehlen.

Kunz Josef (V, LU), für die Kommission: Ich beantrage Ihnen
namens der Kommission, der Mehrheit zu folgen und den
Antrag der Minderheit abzulehnen. Bei dieser Initiative gibt
es keine Zwischenlösung: Entweder will man Tierschutzan-
wälte, oder man lehnt sie ab. Wir haben die Diskussion ja im
Rahmen des Tierschutzgesetzes und der Strafprozessord-
nung schon geführt. Deshalb wäre es inkonsequent, wenn
nun das Parlament diese Initiative zur Annahme empfehlen
würde.
Ich bitte Sie, bei diesen Entscheiden zu bleiben und demzu-
folge dem Antrag der Mehrheit zuzustimmen und jenen der
Minderheit abzulehnen.

Perrinjaquet Sylvie (RL, NE), pour la commission: Effective-
ment, nous ne pouvons que vous rappeler la position de la
commission, qui vous prie de recommander au peuple et
aux cantons le rejet de l'initiative populaire telle qu'elle vous
a été présentée.
Nous vous rappelons que nous vous avons présenté un con-
tre-projet indirect sous la forme de l'ajout d'un article dans la
loi sur la protection des animaux; vous n'êtes pas entrés en
matière lors de la session de printemps sur cette proposi-
tion, alors que nous espérions ainsi pouvoir proposer une al-
ternative à l'initiative populaire.
L'initiative populaire n'a pas été recevable à vos yeux et
n'entrait pas dans vos vues, donc aujourd'hui il n'y a plus
que la possibilité de dire oui ou non au projet qui nous est
soumis. Nous vous demandons de rejeter ce projet tel qu'il a
été défendu dans les minutes qui ont précédé.

Abstimmung – Vote
(namentlich – nominatif; Beilage – Annexe 08.036/2546)
Für den Antrag der Mehrheit ... 107 Stimmen
Für den Antrag der Minderheit ... 47 Stimmen
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Bürgi Hermann (V, TG), für die Kommission: Am 26. Juli 2007
reichte der Schweizer Tierschutz (STS) die Volksinitiative
«gegen Tierquälerei und für einen besseren Rechtsschutz
der Tiere», die sogenannte Tierschutzanwalt-Initiative, ein.
Der geltende Artikel 80 der Bundesverfassung mit der Margi-
nalie «Tierschutz» soll durch zwei neue Absätze ergänzt
werden. Gemäss Initiativtext soll in Absatz 4 der Grundsatz
verankert werden, dass der Bund den Rechtsschutz von Tie-
ren als empfindungsfähigen Lebewesen regeln muss. Der
neue Absatz 5 enthält das Hauptanliegen, den Kern der In-
itiative. Danach sollen die Kantone verpflichtet werden, dafür
zu sorgen, dass die Interessen der geschädigten Tiere im
Strafverfahren von Amtes wegen durch geeignete Rechts-
beistände vertreten werden, wobei mehrere Kantone ge-
meinsam eine Tierschutzanwältin oder einen Tierschutzan-
walt bestimmen können. Mit der Botschaft vom 14. Mai 2008
beantragt der Bundesrat Volk und Ständen, diese Initiative
ohne Gegenvorschlag abzulehnen. 
Die Beratung dieser Vorlage hat eine Geschichte: Der Na-
tionalrat hat diese Initiative als Erstrat behandelt. Die WBK-
NR hatte als Erstes beschlossen, der Volksinitiative einen in-
direkten Gegenvorschlag gegenüberzustellen. Zu diesem
Zweck wurde die parlamentarische Initiative 09.401 mit dem
Titel «Wahrung der Interessen von geschädigten Tieren in
Strafverfahren» ausgearbeitet. Die WBK-NR stimmte dieser
parlamentarischen Initiative mit 16 zu 8 Stimmen zu. Ge-
stützt auf Artikel 109 Absatz 3 des Parlamentsgesetzes wur-
de diese parlamentarische Initiative unserer Kommission un-
terbreitet. An der Sitzung vom 12. Februar dieses Jahres ha-
ben wir mit 6 gegen 4 Stimmen bei 1 Enthaltung entschie-
den, dass dieser Kommissionsinitiative keine Folge zu
geben sei. Die WBK des Nationalrates hielt am 19. Februar

dieses Jahres mit 12 gegen 10 Stimmen bei 1 Enthaltung
am Vorschlag einer parlamentarischen Initiative zur Ausar-
beitung eines Gegenvorschlages fest. Dieser Antrag wurde
dann im Nationalrat am 19. März mit 91 gegen 64 Stimmen
abgelehnt, weshalb in der Sommersession im Nationalrat
nur noch über den Antrag des Bundesrates zu beraten war.
Nach eingehender Diskussion schloss sich die Mehrheit des
Nationalrates – 107 gegen 47 Stimmen – dem Antrag des
Bundesrates auf eine Empfehlung zur Ablehnung der Volks-
initiative an. 
Zur Ausgangslage ist festzustellen – ich möchte das unter-
streichen –, dass Tierschutz und damit auch die Rechtsstel-
lung des Tieres für unsere Kommission berechtigte Anliegen
sind. Die eidgenössischen Räte haben in der Vergangenheit
verschiedentlich bewiesen, dass es sich dabei nicht nur um
ein Lippenbekenntnis handelt. Ich blende deshalb zurück:
Ich erinnere an die parlamentarische Initiative Marty Dick
99.467 mit dem Titel «Die Tiere in der schweizerischen
Rechtsordnung». Aufgrund dieser parlamentarischen Initia-
tive ist im ZGB ein neuer Artikel 641a eingefügt worden, der
seit dem 1. April 2003 in Kraft ist. Der Kerngehalt dieser Be-
stimmung lautet: Tiere sind keine Sachen. Dies hat zur Kon-
sequenz, dass sie nur insoweit als Sachen behandelt wer-
den dürfen, als keine abweichenden Vorschriften bestehen.
Ein weiterer Akt im Bereiche des Tierschutzrechtes war die
umfassende – ich betone: umfassende – Revision des Tier-
schutzgesetzes. Dieses Gesetz ist vor einem Jahr, nämlich
am 1. September 2008, in Kraft getreten. Gemäss den Arti-
keln 26 bis 28 des Tierschutzgesetzes werden Verstösse ge-
gen das Tierschutzgesetz von Amtes wegen – ich unterstrei-
che: von Amtes wegen – verfolgt. Gemäss Artikel 31 Ab-
satz 1 des Tierschutzgesetzes überträgt der Bund den Kan-
tonen die Verfolgung und Beurteilung strafbarer Handlun-
gen; die Strafverfolgung ist also Sache der Kantone. In Arti-
kel 24 des Tierschutzgesetzes wird im Weiteren explizit eine
Anzeigepflicht statuiert. Das ist das Instrumentarium.
Die Frage, ob Tieranwältinnen und Tieranwälte eingesetzt
werden sollen, ist im Übrigen nicht neu. Es ist meines Wis-
sens das fünfte Mal, dass wir uns mit dieser Frage beschäfti-
gen. Im Rahmen der Volksinitiative vom 16. November 2000
mit dem Titel «Tiere sind keine Sachen!» stand dieses The-
ma mit dem Vorschlag für einen neuen Artikel 79a der Bun-
desverfassung bereits zur Diskussion. Diese Initiative – man
höre! – wurde in der Folge zurückgezogen. Damit war dieses
Begehren wieder vom Tisch. Am 23. Juli 2003 wurde eine
weitere Volksinitiative eingereicht, sie trug den Titel «Für ei-
nen zeitgemässen Tierschutz (Tierschutz – Ja!)». Darin sah
man vor, Artikel 80 Absatz 3 der Bundesverfassung mit ei-
nem neuen Buchstaben b zu versehen, wonach die Kantone
einen Anwalt einsetzen, der im Strafverfahren die Interessen
der Tiere vertritt. Ich habe bereits erwähnt, dass das Tier-
schutzgesetz revidiert wurde. Aufgrund der Revision des
Tierschutzgesetzes wurde diese Initiative mit der Forderung
nach einem Tierschutzanwalt wieder zurückgezogen. 
Im Rahmen der Beratung des Tierschutzgesetzes stand die
Frage der Einführung von speziellen Tierschutzanwälten
ebenfalls zur Diskussion. Die entsprechenden Anträge fan-
den keine Mehrheit. Eine letzte – die vierte – Gelegenheit,
dieses Thema zu diskutieren, ergab sich bei der Vereinheitli-
chung des Strafprozessrechtes. Während im Ständerat im
Zusammenhang mit diesem Gesetz nicht näher auf diese
Problematik eingegangen wurde, lehnte der Nationalrat die
obligatorische Einführung eines öffentlichen Tierschutzan-
walts mit nur einer Stimme Differenz ab.
So weit die Ausgangslage. Die Frage «Spezieller Tierschutz-
anwalt – ja oder nein?» ist also wirklich nichts Neues, über-
haupt nicht. Es geht jetzt schon zum fünften Mal darum.
Unsere Kommission beantragt Ihnen in Übereinstimmung
mit dem Antrag des Bundesrates mit 7 zu 1 Stimmen, Volk
und Ständen zu empfehlen, die Initiative abzulehnen.
Wie Sie meinen vorangehenden Ausführungen haben ent-
nehmen können, wurde die Frage der Einführung von Tier-
anwälten schon mehrmals eingehend diskutiert. Das ist das
Entscheidende: Wir stellen uns dieser Diskussion. Aber aus
der Sicht der Mehrheit der Kommission ist nun eben eine Lö-
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sung vorhanden. Die Lösung ist vorhanden, Sie finden sie in
der vereinheitlichten Strafprozessordnung. Artikel 14 Ab-
satz 2 der Schweizerischen Strafprozessordnung, die vor-
aussichtlich auf 2011 in Kraft treten wird, gibt den Kantonen
die Möglichkeit, Bestimmungen über die Organisation und
die Zuständigkeiten der Strafbehörden zu erlassen. Es ist
den Kantonen – diese sind für den Vollzug des Tierschutz-
gesetzes zuständig, niemand anders – somit völlig freige-
stellt, eine öffentliche Tieranwältin oder einen öffentlichen
Tieranwalt vorzusehen.
Wie der Bundesrat in der Botschaft ausführt, gibt es ver-
schiedene Möglichkeiten. Die Kantone können einer Be-
hörde Parteirechte gewähren, und diese Behörde kann
gleichzeitig damit beauftragt werden, das öffentliche Interes-
se der Verfolgung von Verstössen gegen das Tierschutzge-
setz zu wahren. Die Kantone können aber auch einen spe-
zialisierten Staatsanwalt vorsehen. Aufgrund dieser gesetzli-
chen Regelung, die nun wirklich die Lösung für dieses Pro-
blem bietet, haben jene Kantone, die bereits in diese Rich-
tung gegangen sind, die Möglichkeit, bei ihrer Lösung zu
bleiben. Ich erinnere an die Kantone Zürich, St. Gallen und
Aargau. Jene Kantone, die bereits eine Richtung einge-
schlagen haben, müssen also nichts ändern. Die übrigen
Kantone sind völlig frei, nach ihrem Gusto zu entscheiden,
wie sie diese Frage klären wollen.
Eine Mehrheit der Kommissionsmitglieder ist deshalb mit
dem Bundesrat der Meinung, dass sich die neue Schweizeri-
sche Strafprozessordnung als eine gute Lösung darstellt
und dass sie sich positiv auf die Strafverfolgung im Bereich
von Übergriffen auf Tiere auswirken wird. Ich sage es noch
einmal: Das Anliegen ist berechtigt; es geht nicht darum,
dass man diesem Anliegen nicht nachkommen will, es geht
vielmehr um die Frage, wie man ihm nachkommen will. Die
Lösungen sind nun auf dem Tisch.
Ich möchte in dieser Kammer insbesondere darauf hinwei-
sen, dass wir jetzt, nachdem wir die Strafprozessordnung
verabschiedet haben, nicht – ich betone: nicht – in die Ho-
heit der Kantone eingreifen sollten. Wir müssen es den Kan-
tonen überlassen, die ihnen aufgrund der gesetzlichen Vor-
gabe als adäquat erscheinende Behördenorganisation ein-
zuführen.
In diesem Sinne ersuche ich Sie, dem Antrag Ihrer Kommis-
sion und damit dem Entwurf des Bundesrates zu folgen.

Savary Géraldine (S, VD): Comme l'a dit le président de la
commission, en Suisse, la protection des animaux est assu-
rée, elle est très solide, très forte. Notre législation est extrê-
mement stricte; elle a suscité des heures et des heures de
débat aux Chambres fédérales, des navettes entre les deux
chambres. Je ne sais pas si vous vous en souvenez, mais
ç'a été un immense travail que de mettre sur pied la loi sur la
protection des animaux. On a sans doute passé beaucoup
moins de temps à discuter de la situation et de la fiscalité
des familles, par exemple, que, reconnaissons-le, à débattre
de la loi sur la protection des animaux.
Hier soir, quand je réfléchissais un peu à ce que j'allais dire
aujourd'hui, je me suis replongée dans la lecture cette loi et
je me suis rendu compte qu'elle était effectivement extrême-
ment stricte et précise. Il n'y a sans doute aucun pays d'Eu-
rope, ni du monde d'ailleurs, qui ait une législation sur la pro-
tection des animaux aussi stricte que la nôtre. Et puis, pour
le plaisir, j'ai aussi jeté un coup d'oeil aux ordonnances rela-
tives à ladite loi. Je ne sais pas si vous y avez jeté un coup
d'oeil, mais tout est extrêmement précis et détaillé en ma-
tière de protection des animaux.
Je vous cite quelques exemples pour le débat de ce matin.
En vertu de l'ordonnance pertinente, on impose par exemple
qu'un cheval ait des contacts visuels, auditifs et olfactifs avec
un autre cheval – c'est bien précisé. Une dérogation tempo-
raire peut être accordée, mais uniquement si un cheval est
vieux; il est alors acceptable qu'il soit seul un tout petit mo-
ment. L'ordonnance fixe la taille des enclos pour toutes les
espèces d'animaux domestiques, même rares ou particuliè-
res; un lapin doit pouvoir se tenir debout dans son enclos;
l'alpaga doit pouvoir se frotter et se déplacer dans son en-

clos; les pigeons domestiques doivent pouvoir prendre un
bain dans de l'eau fraîche toutes les semaines, c'est obliga-
toire, c'est inscrit dans l'ordonnance. Bref, vous avez vérita-
blement le détail très précis de tout ce à quoi les animaux,
dans ce pays, ont droit, de l'alpaga à l'ours, en passant par
le morse ou les cétacés. Je vous conseille cette lecture des
ordonnances, elle est tout à fait passionnante.
Tout cela pour vous dire que notre dispositif est précis et qu'il
doit être appliqué, cela a été dit, par les cantons. Ceux-ci
sont compétents pour faire respecter la loi et ils ont la com-
pétence de s'organiser, de mettre sur pied des organismes
de protection des animaux et de faire en sorte que la loi et
les ordonnances y relatives soient respectées.
L'initiative populaire dont nous débattons va extrêmement
loin malgré cet arsenal législatif, puisqu'elle propose d'ins-
crire dans la Constitution le fait que les animaux sont des
«êtres vivants doués de sensations» et d'obliger les cantons
à prévoir que les animaux lésés ou maltraités puissent être
représentés d'office en justice par des avocats ou des défen-
seurs spécialisés.
Le nouvel article 80 alinéa 4 Cst. proposé par cette initiative
est relativement inutile, puisque le statut juridique de l'animal
est déjà réglé aux articles 122 et 123 de la Constitution. Et
nous devons remercier là Monsieur Dick Marty – cela a déjà
été fait – pour avoir déposé l'initiative parlementaire 99.467,
«Les animaux dans l'ordre juridique suisse», nous permet-
tant ainsi de résoudre la question du statut juridique des ani-
maux. Le premier point de cette initiative est donc inutile.
Quant au deuxième point, cette initiative va beaucoup trop
loin, puisque le nouvel alinéa 5 impose aux cantons de pré-
voir d'office un défenseur public des animaux, un avocat des
animaux. Et ça va beaucoup trop loin, parce que les cantons
doivent rester compétents et souverains en la matière. Si les
cantons souhaitent mettre sur pied un arsenal ou une pro-
tection juridique plus forte pour les animaux, ils peuvent le
faire. C'est déjà le cas dans les cantons de Zurich, de Saint-
Gall et de Berne, avec des systèmes un peu différents; la
discussion a eu lieu et la votation – dans le cas de Zurich si
je ne m'abuse – a permis de trancher. Mais les autres can-
tons, ceux qui souhaitent garder l'arsenal juridique dont ils
disposent maintenant, doivent rester libres de le faire. Et les
délits contre les animaux seront bien sûr condamnés puis-
que, dans le cas contraire, la loi ne serait pas respectée.
On a donc là, entre une loi extrêmement stricte et des can-
tons souverains pour veiller au respect et à l'application de
cette loi, une protection extrêmement imposante, impor-
tante, des animaux. Des cas de maltraitance ont lieu, mais
on ne doit pas tomber dans l'excès inverse, c'est-à-dire dans
une protection trop importante des animaux. On doit rester
mesuré sur ce sujet. Je vous rappelle que les mouvements
en faveur des animaux peuvent parfois conduire à des com-
portements inacceptables dans ce pays. On doit tenir
compte de cette initiative, certes, mais bien préciser que
nous avons pris en compte la maltraitance des animaux:
nous avons élaboré une loi; nous avons des ordonnances;
nous avons des cantons pour les appliquer; et ça suffit am-
plement pour la protection des animaux dans ce pays.
Je vous invite donc à suivre la recommandation du Conseil
fédéral, c'est-à-dire de proposer le rejet de cette initiative po-
pulaire, tout en montrant le travail parlementaire et législatif
que nous avons déjà accompli en la matière.

Fetz Anita (S, BS): Ich bin die eine Stimme, die sich in der
Kommission für diese Volksinitiative ausgesprochen hat. Ich
habe keinen Antrag gestellt, weil es in der Kommission
chancenlos war und es dies auch in diesem Rat sein wird
und weil ich es für effizienter halte, mich im Abstimmungs-
kampf für das Anliegen einzusetzen.
Es stimmt, was der Kommissionssprecher gesagt hat: Wir
haben mit dem Tierschutzgesetz eine gute gesetzliche
Grundlage, wir haben die Strafverfolgung verschärft. Das
Problem ist heute einfach immer noch, dass es ein grosses
Vollzugsdefizit gibt, dass viele Misshandlungen von Tieren
nicht geahndet werden, weil die Behörden zum Teil zeitlich
überfordert sind, weil es zum Teil niemanden gibt, der sich
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dann wirklich darum kümmert. Deshalb, scheint mir, ist ein
Tierschutzanwalt ein einfaches, gutes Instrument, mit dem
wir auch gegenüber der Öffentlichkeit signalisieren, dass
uns die Würde der Tiere so wichtig ist, wie es auch in der
Verfassung steht, dass sie nämlich keine Sachen sind, die
man behandeln kann, wie man will. 
Es geht also darum, dem Rechtsschutz, den wir eigentlich
schon haben, wirklich zum Durchbruch zu verhelfen. Ich
denke, es ist auch eine Entlastung der kantonalen Veterinär-
ämter, die heute im Zusammenhang mit Tierquälerei zeitlich
und personell enorm viel Aufwand betreiben müssen und
auch von ihren Ressourcen her überfordert sind. Deshalb ist
es für mich ein guter Ansatz. Es ist wenig Aufwand, und die
Kantone St. Gallen und Zürich zeigen, dass es machbar ist. 
Ich denke, es ist gut, wenn von Bundesseite – das wird dann
mit der Volksabstimmung der Fall sein – den Kantonen klar
signalisiert wird, dass es ein wichtiges Anliegen ist und dass
es nicht angehen kann, dass sie sich nicht auch stark und
offensiv um die Strafverfolgung von Tierquälerei kümmern.

Jenny This (V, GL): Als passionierter «Hündeler» und gros-
ser Tierfreund bin ich enttäuscht, dass hier kein Minderheits-
antrag vorliegt, aber die Vorausahnung von Kollegin Fetz
trifft wahrscheinlich zu: Dessen Chancen wären hier vermut-
lich klein. 
Wenn ich mir insbesondere die Debatte des Nationalrates
zu Gemüte führe, stelle ich fest, dass die Gegner dieser
Vorlage so argumentierten, als sitze einem mit dem Tier-
schutzanwalt niemand anderes als der leibhaftige Teufel im
Nacken. Ja, wo liegt denn das Problem? Diejenigen, welche
die Vorschriften befolgen, haben überhaupt nichts zu be-
fürchten, und den anderen geschieht es recht. Es kommt
dazu, dass viele, welche diese Vorschriften mit Füssen tre-
ten, noch Subventionen beziehen; diese Missachtungen
werden also noch mit Steuergeldern finanziert, und das geht
wirklich nicht. Frau Bundesrätin Leuthard schüttelt den
Kopf – ich lebe auf dem Land und kenne die Verhältnisse auf
dem Land, und wie gesagt, das ist leider ebenfalls eine Tat-
sache. Das Schlimmste ist, dass sich die Tiere nicht wehren
können: Sie können keine Leserbriefe schreiben, sie können
nicht klagen, sie müssen alles über sich ergehen lassen. Es
reisst mir manchmal fast das Herz auf, wenn ich sehe, wie
Hunde, Kühe, Schafe usw. teilweise gehalten werden. Das
ist nie und nimmer zu akzeptieren. 
Nun wird von Kollege Bürgi zu Recht argumentiert, die Kan-
tone seien dafür zuständig. Es ist ja geradezu bezeichnend,
dass eben die Kantone, von denen man weiss, dass
Missstände vorhanden sind, in diesem Bereich nicht aktiv
sind. Hand aufs Herz: Der Kanton Zürich, und das ist ja nicht
der kleinste Kanton, wendet hier 80 000 Franken auf –
80 000 Franken! – und entlastet damit den Kantonstierarzt
massiv. Das wäre eine Investition, die mehr als gerechtfertigt
wäre. Ich telefoniere sehr oft mit unserem Kantonstierarzt.
Er hat halt schlichtweg nicht die gleichen Möglichkeiten, wie
das ein Tierschutzanwalt hätte. In unserem Land, das kön-
nen wir drehen und wenden, wie wir wollen, hapert es mit
dem Vollzug. Verstösse werden in aller Regel schlecht oder
gar nicht geahndet. Ich habe es gesagt: Es liegt daran, dass
sich die Opfer nicht wehren können; sie können ihre Interes-
sen nicht wahrnehmen.
Der Bundesrat argumentiert, dass die Kantone frei seien, ei-
nen solchen Tierschutzanwalt zu bestimmen. Da hat er
Recht, aber sie machen es eben nicht, aus irgendwelchen
unerfindlichen Gründen. Es ist ja bezeichnend, dass sich so
viele Tierhalter so vehement dagegen wehren. Das müsste
doch ein Alarmzeichen sein. Wir werden ja auch kontrolliert.
Wenn wir auf der Strasse und draussen nichts zu befürchten
haben, dann spielt das für uns überhaupt keine Rolle, dann
zücken wir den Ausweis und gehen weiter unserer Tätigkeit
nach.
Also, ich bin sehr unzufrieden. Das letzte Wort, Kollegin Fetz
hat es gesagt, wird das Volk haben. Dann bin ich ja ge-
spannt. Das Volk wird nicht so entscheiden, wie wir hier im
Saal entscheiden werden. Mit Tieren lassen sich Emotionen

schüren, und die Missstände sind tatsächlich teilweise herz-
zerreissend.

Recordon Luc (G, VD): Je partage un peu la frustration ex-
primée par Monsieur Jenny à la suite de Madame Fetz quant
au fait qu'il n'y aura pas de vote sur la recommandation qui
sera déposée. Je crois en effet que les jeux sont faits et que
l'importance de cette recommandation dans le débat public
ne sera pas d'une extrême importance.
Sur le plan de la législation matérielle, nous devons recon-
naître que nous sommes assez bien équipés et cette initia-
tive populaire ne fait finalement que prendre acte d'une
chose que tout le monde sait ou devrait savoir, soit que les
animaux sont des êtres doués de sensations. Je pense que
nous avons dépassé l'obscurantisme extrême qui encoura-
geait à penser que seuls les êtres humains étaient doués de
sensations et même sans doute de sentiments émotionnels.
C'est probablement utile de le dire, mais je reconnais que ce
n'est pas très opérationnel.
Il s'agit donc avant tout – et on le sait – d'un problème de
mise en oeuvre. La mise en oeuvre de cet arsenal législatif
tout à fait complet est assez insatisfaisante dans un certain
nombre de situations et ce n'est pas la peine d'avoir un luxe
de lois si celles-ci ne sont pas réalisées.
Les initiants ont choisi une solution dont on a dit à juste titre
qu'elle était simple, une solution qui consiste en quelque
sorte à désigner un procureur des animaux – autrement dit à
spécialiser une tâche qui est déjà de la compétence des mi-
nistères publics, ou peut-être, selon les endroits, de services
administratifs. C'est une chose assez banale. Dois-je vous
rappeler que dans le domaine de la poursuite fiscale, par
exemple, ce sont les administrations spécialisées – notam-
ment lorsqu'il s'agit de fraude à l'importation et aux taxes à
l'importation –, les services des douanes qui poursuivent les
contrevenants et qui prononcent des amendes de droit pénal
administratif?
Il ne serait donc pas d'une difficulté exorbitante pour notre
système de disposer d'une solution dans laquelle un procu-
reur chargé de l'application de la législation sur la protection
des animaux s'occuperait parallèlement de la poursuite des
infractions dans ce domaine. Et ces infractions ne sont pas
en nombre négligeable.
Il convient également de prendre acte de la très grande sen-
sibilité du public dans ce domaine. Je crois que nous faisons
une erreur politique profonde en sous-estimant l'importance
de ce sujet. Quand vous voyez à quel point des extrémistes,
certes dévoyés et probablement problématiques sur le plan
psychique, peuvent s'en prendre à des personnalités de ma-
nière assez sérieuse et inquiétante, je crois que nous de-
vrions en contrepartie admettre que la mise en oeuvre cor-
recte, intégrale et complète de la législation est de nature
plutôt à rassurer et à donner le sentiment à ceux qui sont
très sensibilisés à ce problème – sans doute jusqu'à un cer-
tain point à juste titre – que nous ne traitons pas la question
par-dessous la jambe et que nous ne nous contentons pas
d'une belle législation insuffisamment ou mal appliquée.
Reste finalement la question de ce que nous imposons aux
cantons et le problème non négligeable du fédéralisme.
Mais je dois insister sur le fait que nous avons fait beaucoup
plus que cela en matière de procédure pénale. Nous avons
imposé le modèle unique, dans le Code de procédure pé-
nale suisse, du procureur au détriment du juge d'instruction:
les cantons ne peuvent plus avoir de juge d'instruction. Si,
en plus de cela, on leur impose, dans un domaine tout à fait
sectoriel et délimité, d'avoir en plus un procureur des ani-
maux, cela ne me semble pas une atteinte complémentaire
extrêmement grave. En outre, cela me paraît être tout à fait
en conformité avec l'habilitation que nous avons en matière
de procédure pénale telle que nous l'avons interprétée
même si, je l'admets, il s'agit plus ici d'organisation judiciaire
que de procédure pénale.
En conclusion, pour ma part, je suis très clairement favora-
ble à cette initiative, même si aucune proposition formelle n'a
été faite dans ce sens. 
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Büttiker Rolf (RL, SO): Tierschutz muss sein, aus ethischen
Überlegungen. Da kann ich dem Votum von Kollege Jenny
folgen. Ich bin auch vollends überzeugt davon, dass vor al-
lem im Nutztierbereich – er ist im Tierschutz ja vor allem an-
gesprochen – die Qualität des Produkts schlussendlich bes-
ser ausfällt, wenn man hohe Tierschutzniveaus hat, wenn
man hohe Ansprüche an den Tierschutz stellt und wenn dies
nicht nur im Gesetz steht, sondern auch durchgesetzt wird.
Das kommt dazu. Wichtig ist auch zu wissen, dass wir in der
Schweiz über dem EU-Niveau legiferieren, dass unsere Vor-
schriften grösstenteils über dem EU-Niveau liegen. Das
führt dann im Konkurrenzkampf, im Wettbewerb auch oft zu
Problemen.
Ich muss aber auch darauf hinweisen, wenn man von den
Kosten spricht – Herr Jenny hat sie angesprochen –, dass in
diesem Land sehr viel getan wird, dass auch im Hinblick auf
die Zukunft sehr viel getan wird. Ich erinnere Sie daran, dass
wir jetzt an der Umsetzung sind; das liegt an der Wirtschaft,
an uns: Es braucht 20 Millionen Franken, um die schmerz-
freie Ferkelkastration durchzusetzen. Das kostet 20 Millio-
nen Franken. Das heisst mit anderen Worten: Die Verwerter
zahlen 2 Franken, die Händler 1 Franken und die Produzen-
ten 2 Franken für jedes Stück, das schlussendlich ge-
schlachtet wird; so wird ja gezählt. Ich muss Sie daran erin-
nern, dass es natürlich nicht immer einfach ist, das durch-
zusetzen. Es kostet Geld, es kostet grosse Summen Geld,
und bei der Umsetzung gibt es Schwierigkeiten.
Jetzt kommt die andere Seite, die Verhältnismässigkeit, das
muss ich Herrn Jenny halt auch sagen. Wir haben in der Zei-
tung lesen können – die meisten von Ihnen werden es gele-
sen haben –, dass ein Vertreter eines grossen Tierschutz-
verbandes in der Schweiz gesagt hat: Jetzt haben wir
rauchfreie Räume in den Restaurants, jetzt haben wir Rau-
cherräume in den Restaurants, jetzt brauchen wir noch eine
dritte Sorte von Räumen, nämlich Räume, in denen kein
Fleisch mehr gegessen werden darf – diese Räume brau-
chen wir auch noch. Das hat mir natürlich endgültig den
«Nuggi herausgehauen». Wenn man sagt und argumentiert,
damit könne man den Leuten den «Schlachtanblick» erspa-
ren, muss man natürlich nicht überrascht sein, wenn solchen
extremen Forderungen politischer Widerstand erwächst.
Wenn man mit den Leuten, die davon betroffen sind, die da-
mit konfrontiert sind, spricht, dann merkt man, dass sie das
Gefühl haben, das sei ein Spiel ohne Grenzen und die Ver-
hältnismässigkeit werde nicht gewahrt.
Aus all diesen Gründen möchte ich der Kommissionsmehr-
heit zustimmen und in diesem Bereich neben den ethischen
und qualitativen Aspekten eben auch die Verhältnismässig-
keit und die Vernunft in Erinnerung rufen.

Bürgi Hermann (V, TG), für die Kommission: Herr Jenny, wir
haben die Debatte über diese Volksinitiative in unserer Kom-
mission völlig emotionsfrei geführt. Für uns war das nicht
eine Frage von Angst oder keine Angst vor dem Tierschutz.
Wir stehen ganz klar zu den Bestimmungen des Tierschut-
zes, der Tierschutz hat für uns einen hohen Stellenwert. Es
geht hier nur um die Frage: Wer hat das Recht, das wir ge-
setzt haben, zu vollziehen? Das hat Herr Jenny auch ge-
sagt. Wir haben diese Frage völlig emotionsfrei behandelt.
Andere Überlegungen haben wir keine gemacht.
Vielleicht noch ein Wort zum Tierschutz generell: Herr
Jenny, Sie haben von den Nutztieren gesprochen, von Scha-
fen, Kühen usw. Das Problem beim Tierschutz, behaupte
ich, sind nicht die Nutztierhalter. Es gibt zwar auch dort Ver-
stösse, die gibt es. Aber zum grössten Teil liegen die Pro-
bleme bei den Haustierhaltern, und dort ist auch die grosse
Dunkelziffer. Man muss sich einfach bewusst sein: Mit oder
ohne Tierschutzanwalt – es wird immer schwierig sein, die
Verstösse im Bereich Haustiere zu verfolgen, weil die Auf-
deckung bei Haustieren schwieriger ist als bei Tieren, die
man auf der Weide oder im Stall sieht. Das wollte ich im In-
teresse der Nutztierhalter noch sagen.
Noch ein Wort zur Lösung: Herr Jenny, als Lösung empfehle
ich Ihnen Folgendes: Sie sind ja auch Mitglied des Landra-
tes des Kantons Glarus. Reichen Sie dort einen Vorstoss

ein! Zwingen Sie Ihren Kanton im Sinne von Artikel 14 StPO,
den ich erwähnt habe, eine solche Lösung zu finden, wie sie
das Tierschutzgesetz und die Strafprozessordnung nun er-
lauben. Das ist der Weg, den Sie einschlagen müssen. Das
wollte ich hier auch an die Adresse der übrigen Mitglieder
unseres Rates sagen: Jetzt muss man in den betreffenden
Kantonen aktiv werden.
Das waren einige Ergänzungen, um klarzustellen: Uns geht
es um die Sache; wir sind der Meinung, dass wir in der Sa-
che die Lösung haben; der Antrag, diese Initiative Volk und
Ständen zur Ablehnung zu empfehlen, ist kein Antrag gegen
den Tierschutz.

Leuthard Doris, Bundesrätin: Ich möchte mich beim Präsi-
denten der vorberatenden Kommission herzlich für sein aus-
führliches und korrektes Referat zu diesem komplexen The-
ma bedanken. Ich kann mich in meinen Ausführungen kür-
zer fassen, weil das Thema von Herrn Ständerat Bürgi sehr
fachmännisch dargestellt worden ist.
Tierschutz ist immer sehr schnell ein emotionales Thema.
Denn auf der einen Seite kann man, wie das Herr Jenny vor-
her dargelegt hat, bei einem Einzelfall, wo es um schlimme
Übergriffe geht, nicht verstehen, dass Menschen zu solchen
Verletzungen fähig sind; da sind wir uns wahrscheinlich alle
einig. Auf der anderen Seite neigen gewisse Leute zu Über-
treibungen, wie wir bei den Übergriffen von militanten Tier-
schützern auf Herrn Vasella gesehen haben. Es ist hier also
unsere Aufgabe, die Sache wirklich nüchtern und sachlich
zu beurteilen.
Der Schutz des Tieres ist wichtig: Wir wollen Übergriffe tun-
lichst vermeiden; wenn es dennoch zu Übergriffen kommt,
wollen wir sie sanktionieren. In diesem Lichte gesehen glau-
be ich eben, dass die Kommission eine gute Lösung für die
Zukunft aufgezeigt hat.
Seit Herr Ständerat Dick Marty diese Diskussion – «Tiere
sind keine Sachen» – in Gang gebracht hat, hat sich, Herr
Bürgi hat das gut aufgezeigt, in der Schweiz wirklich extrem
vieles verbessert. Wir haben heute im Zivilgesetzbuch ent-
sprechende Bestimmungen. Wir haben den Tierschutz mas-
siv verbessert; die Verordnung wurde, wie Frau Savary er-
klärt hat, teilweise belächelt, weil sie derart detaillierte Vor-
gaben dazu macht, wie man Tiere fachgerecht halten müs-
se. Wir haben in die Ausbildung der Tierhalter investiert, um
das Übel an der Wurzel zu packen. Ich bin eigentlich auch
der Meinung, dass wir heute in der Schweiz punkto Tier-
schutz einen Standard haben, der sich weltweit sehen las-
sen kann. Wir sind auch hier Pioniere für andere Staaten,
gerade auch für die EU, die versucht, ihr Niveau in diesem
Bereich dem der Schweiz anzupassen.
Es wurde richtig gesagt, auch von Herrn Büttiker: Die Land-
wirte haben enorme Verbesserungen vorgenommen, weil
sie erkannt haben, dass sich eine gute Tierhaltung, eine gu-
te Behandlung der Tiere, auch auf die Qualität des Fleisches
auswirkt. Es bestehen also auch urmaterielle Interessen, die
Würde des Tieres zu wahren, ihm mit Respekt zu begegnen
und es auch artgerecht zu halten.
Ich bin mit der Präzisierung von Herrn Ständerat Bürgi völlig
einverstanden: Wenn es Übergriffe gibt, die wir nicht im Griff
haben, ist dies im Bereich der Haustiere der Fall. Schon die
Statistik der von den Kantonen gemeldeten Fälle, die wir je-
des Jahr erstellen, zeigt ganz klar, dass das Gros der Straf-
fälle im Bereich der Haustiere geschieht. Dort ist die Dunkel-
ziffer mit Sicherheit sehr gross, denn wer hat Einblick in eine
Wohnung, wer hat Kenntnis davon, wie ein Tier gehalten
wird? Meistens werden wirklich nur die schweren Fälle ge-
meldet, vom Tierarzt, von Nachbarn usw. Ich glaube, dort
gibt es tatsächlich gewisse Missstände. Deshalb haben wir
im Tierschutzgesetz zwingend verlangt, dass jeder Kanton
eine Fachstelle einzurichten hat, die mit dem Vollzug des
Gesetzes betraut ist. Mit dieser Verpflichtung, Herr Jenny,
haben wir, in Kombination mit der Strafprozessordnung, den
richtigen Hebel. 
Wenn die Parlamente in den Kantonen das beschliessen,
kann die kantonale Fachstelle auch sehr einfach mit Partei-
rechten für das Tier betraut werden. Damit haben wir genau
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das, was jetzt die Ergänzung dieser beiden Gesetze ermög-
licht: einerseits den Tierschutz, wie er definiert ist, und ande-
rerseits die strafprozessualen Möglichkeiten, die über die
obligatorischen Fachstellen oder wirklich über einen separa-
ten, spezialisierten Staatsanwalt geregelt werden könnten.
Sobald diese StPO in Kraft ist – das sollte 2011 der Fall
sein –, wirkt dieses Instrumentarium. Ich denke, es ist sehr
sinnvoll, wenn die Kantone jetzt im Hinblick auf diese StPO
das Jahr 2010 nutzen, um zu bestimmen, ob die kantonale
Fachstelle inskünftig solche Parteirechte erhalten soll, ob ein
Spezialstaatsanwalt eingesetzt werden soll oder wie man
dem sonst Rechnung tragen will. Die drei erwähnten Pionier-
kantone haben hier Vorarbeit geleistet. Deshalb wäre das,
glaube ich, der sachgerechte Weg und würde im Gegensatz
zur Initiative auch die Verantwortung bei den Kantonen be-
lassen. 
Sie sind als Vertreter der Kantone ja besonders gefordert,
dafür zu sorgen, dass man nicht ständig in deren Kompeten-
zen eingreift. Ich glaube, es wäre eben auch ein Misstrau-
ensvotum gegenüber den Kantonen, wenn das Parlament
sagen würde, sie, die Kantone, seien zwar zuständig, man
habe ihnen in der StPO auch die Instrumente gegeben, aber
man misstraue ihnen trotzdem, da passiere sowieso wieder
nichts, man brauche daher eine Bundesregelung. Das ent-
spricht nicht meinem Verständnis von der Verantwortung der
Kantone, und ich bin sicher, dass gerade auch die Initiative
dazu beiträgt, dass dieses Thema hier mit dem genügenden
Gewicht diskutiert und umgesetzt wird.
Ich möchte nicht die Diskussion nochmals eröffnen, wie viel
Sie in der Vergangenheit schon über den Tierschutzanwalt
gesprochen haben, sondern ich möchte mich wirklich auf die
Argumente konzentrieren, welche gegen die Volksinitiative
sprechen. Ich habe Ihnen die Haltung des Bundesrates
betreffend Tierschutzgesetz und StPO dargelegt; auch Herr
Bürgi hat dies dargelegt. Ich möchte nochmals betonen,
dass eine Regelung hier auf Verfassungsstufe auch geset-
zestechnisch einfach nicht der Systematik von verfassungs-
relevanten Klärungen entspricht. Wir sollten spezifische In-
stitutionen im Strafverfahren auf Gesetzesebene regeln,
aber nicht auf Verfassungsebene. Auch das ist ein klares Ar-
gument, das gegen die Initiative spricht.
Zu guter Letzt: Das neue Tierschutzgesetz hat ein wichtiges
Element, das unseres Erachtens präventiv wirken wird, und
das ist die verstärkte Information der Bevölkerung über Tier-
schutzfragen. Gehen Sie einmal auf die Website des Bun-
desamtes für Veterinärwesen: Wir haben dort praktisch für
jede relevante Tiergattung Informationen aufgeschaltet. Das
Ganze ist sehr modern. Man kann chatten, man kann mit Bil-
dern arbeiten, man hat Hinweise über die Haltung, über das
Training, über die Nahrungsmittel, die wichtig sind. Hier ha-
ben wir den Auftrag also bereits umgesetzt, und ich glaube,
die Information ist das Wichtigste, um Tierhalter zu sensibili-
sieren, dass sie mit dem Kauf eines Tieres eine entspre-
chende Verantwortung übernehmen.
Die tiergerechte Haltung und Behandlung der Tiere beginnt
eben bei der Information darüber, was das impliziert. Hier
sind meines Erachtens auch Tierhandlungen noch gefordert,
dass sie beim Verkauf eines Tiers eine Beratung anbieten
oder darauf hinweisen, wo diese erhältlich ist. Ausbildung
und Information sind nun mal wesentliche Elemente dafür,
dass man einen verantwortungsbewussten Umgang mit Tie-
ren fördern und entsprechend dann auch Verstösse gegen
das Tierschutzrecht ahnden kann, im Bewusstsein, dass das
wirklich Fälle sind, die dann auch eine klare, harte Strafe
verdienen und nicht einfach nur eine kleine Busse wie für ein
Kavaliersdelikt. 
Sie sehen also, die institutionellen Fragen sind die eine
Seite, die Information, Ausbildung der Tierhalter die zweite,
und der dritte Punkt ist dann ein Sanktionssystem, das sei-
nen Namen verdient, mit dem man auch Vertrauen in die
Aufsicht über die Tierhaltung schafft. Ich komme deshalb
zum Schluss, dass hier das Instrumentarium im Bereich
Tierschutz – für Ahndung, Information und Prävention – vor-
handen ist, dass es mit Sicherheit noch eine Lücke im Voll-
zug gibt, bis die neue Strafprozessordnung in Kraft ist, aber

eigentlich die Anliegen der Initiative umgesetzt sind, halt mit
den Kantonen auf Gesetzesstufe und nicht auf Verfassungs-
stufe. 
Ich beantrage Ihnen daher, dem Antrag des Bundesrates
und Ihrer Kommission zu folgen und die Initiative zur Ableh-
nung zu empfehlen.
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Fehr Hans-Jürg = S SH Killer + V AG Riklin Kathy o CEg ZH Zisyadis = G VD
Fehr Hans + V ZH Kiener Nellen = S BE Rielle o S GE Zemp + CEg AG

Egger + CEg AG Hutter Jasmin + V SG Prelicz-Huber = G ZH Weber-Gobet = G FR
Dunant + V BS Hurter Thomas + V SH Pfister Theophil + V SG Wasserfallen o RL BE
Donzé = CEg BE Humbel Näf + CEg AG Pfister Gerhard + CEg ZG Wandfluh + V BE

Estermann + V LU Joder + V BE Reimann Lukas o V SG Widmer = S LU
Engelberger + RL NW Ineichen + RL LU Rechsteiner-Basel = S BS Weibel = CEg ZH
Eichenberger + RL AG Hutter Markus + RL ZH Rechsteiner Paul + S SG Wehrli + CEg SZ

Baader Caspar + V BL Füglistaller + V AG Loepfe + CEg AI Scherer + V ZG
Aubert + S VD Frösch = G BE Levrat * S FR Schenker Silvia = S BS
Amstutz + V BE Freysinger + V VS Leutenegger Oberholzer = S BL Schenk Simon + V BE

Bänziger = G ZH Geissbühler o V BE Lustenberger + CEg LU Schmid-Federer + CEg ZH
Baettig + V JU Galladé = S ZH Lüscher o RL GE Schlüer + V ZH
Bader Elvira + CEg SO Gadient + BD GR Lumengo o S BE Schibli + V ZH

Aeschbacher = CEg ZH Flückiger + V AG Landolt + BD GL Roth-Bernasconi * S GE
Aebi + V BE Fiala o RL ZH Lachenmeier = G BS Rossini + S VS
Abate + RL TI Fehr Mario = S ZH Kunz + V LU Robbiani + CEg TI

Amherd + CEg VS Français + RL VD Leutenegger Filippo + RL ZH Schelbert = G LU
Amacker = CEg BL Föhn + V SZ Leuenberger-Genève = G GE Rutschmann + V ZH
Allemann = S BE Fluri + RL SO Lang = G ZG Ruey + RL VD

Barthassat o CEg GE Germanier + RL VS Maire + S NE Schmidt Roberto + CEg VS

Bourgeois + RL FR Graf Maya = G BL Mörgeli + V ZH Steiert * S FR
Bortoluzzi + V ZH Graber Jean-Pierre + V BE Moret + RL VD Stamm + V AG
Borer + V SO Goll = S ZH Miesch + V BL Stahl + V ZH

Bruderer Wyss = S AG Gross = S ZH Müller Philipp + RL AG Teuscher = G BE
Brönnimann + V BE Grin + V VD Müller Geri = G AG Stump % S AG
Brélaz = G VD Graf-Litscher = S TG Moser = CEg ZH Stöckli * S BE

Bigger + V SG Girod = G ZH Marra + S VD Segmüller + CEg LU
Bäumle = CEg ZH Gilli = G SG Markwalder Bär + RL BE Schwander + V SZ
Baumann J. Alexander = V TG Giezendanner + V AG Malama + RL BS Schneider + RL BE

Bischof + CEg SO Glur + V AG Meyer Thérèse + CEg FR Spuhler + V TG
Binder + V ZH Glauser + V VD Messmer + RL TG Sommaruga Carlo = S GE
Bignasca Attilio + V TI Glanzmann + CEg LU Meier-Schatz + CEg SG Simoneschi-Cortesi # CEg TI

Ref.: (Erfassung) Nr: 3048Identif.: 48.11 / 25.09.2009 10:03:2015.10.2009 10:22:56 /11
Conseil national, Système de vote électroniqueNationalrat, Elektronisches Abstimmungssystem

Bedeutung Nein / Signification du non:
Bedeutung Ja / Signification du oui:

26

sophie.achermann
Schreibmaschinentext

sophie.achermann
Schreibmaschinentext



2008-0499 6651 

Bundesbeschluss 
über die Volksinitiative «Gegen Tierquälerei und 
für einen besseren Rechtsschutz der Tiere 
(Tierschutzanwalt-Initiative)» 

vom 25. September 2009 

 
Die Bundesversammlung der Schweizerischen Eidgenossenschaft, 
gestützt auf Artikel 139 Absatz 3 der Bundesverfassung1, 
nach Prüfung der am 26. Juli 20072 eingereichten Volksinitiative  
«Gegen Tierquälerei und für einen besseren Rechtsschutz der Tiere 
(Tierschutzanwalt-Initiative)», 
nach Einsicht in die Botschaft des Bundesrates vom 14. Mai 20083, 
beschliesst: 

Art. 1 
1 Die Volksinitiative vom 26. Juli 2007 «Gegen Tierquälerei und für einen besseren 
Rechtsschutz der Tiere (Tierschutzanwalt-Initiative)» ist gültig und wird Volk und 
Ständen zur Abstimmung unterbreitet. 
2 Sie lautet: 

Die Bundesverfassung wird wie folgt geändert: 

Art. 80 Abs. 4 und 5 
4 Der Bund regelt den Rechtsschutz von Tieren als empfindungsfähigen Lebewesen. 
5 In Strafverfahren wegen Tierquälerei oder anderen Verstössen gegen das Tier-
schutzgesetz vertritt eine Tierschutzanwältin oder ein Tierschutzanwalt die Interes-
sen der misshandelten Tiere. Mehrere Kantone können eine gemeinsame Tierschutz-
anwältin oder einen gemeinsamen Tierschutzanwalt bestimmen. 

Art. 2 
Die Bundesversammlung empfiehlt Volk und Ständen, die Initiative abzulehnen. 

Nationalrat, 25. September 2009 Ständerat, 25. September 2009 

Die Präsidentin: Chiara Simoneschi-Cortesi 
Der Sekretär: Pierre-Hervé Freléchoz 

Der Präsident: Alain Berset 
Der Sekretär: Philippe Schwab 

  

  
1 SR 101 
2 BBl 2007 6071 
3 BBl 2008 4313 
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Volksinitiative «Gegen Tierquälerei und für einen besseren Rechtsschutz 
der Tiere (Tierschutzanwalt-Initiative)». BB 

6652 
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2008-0499 6007 

Arrêté fédéral 
concernant l’initiative populaire «Contre les mauvais traitements 
envers les animaux et pour une meilleure protection juridique 
de ces derniers (Initiative pour l’institution d’un avocat  
de la protection des animaux)» 

du 25 septembre 2009 

 
L’Assemblée fédérale de la Confédération suisse, 
vu l’art. 139, al. 3, de la Constitution1, 
vu l’initiative populaire «Contre les mauvais traitements envers les animaux et 
pour une meilleure protection juridique de ces derniers (Initiative pour l’institution 
d’un avocat de la protection des animaux)»2 déposée le 26 juillet 2007, 
vu le message du Conseil fédéral du 14 mai 20083 
arrête: 

Art. 1 
1 L’initiative populaire du 26 juillet 2007 «Contre les mauvais traitements envers les 
animaux et pour une meilleure protection juridique de ces derniers (Initiative pour 
l’institution d’un avocat de la protection des animaux)» est valable; elle sera soumi-
se au vote du peuple et des cantons. 
2 Elle a la teneur suivante: 

La Constitution est modifiée comme suit: 

Art. 80, al. 4 et 5 
4 La Confédération édicte des dispositions sur la protection des animaux en tant 
qu’êtres vivants doués de sensations. 
5 En cas de procédures pénales motivées par des mauvais traitements envers des 
animaux ou pour d’autres violations de la législation sur la protection des animaux, 
un avocat de la protection des animaux défendra les intérêts des animaux maltraités. 
Plusieurs cantons peuvent désigner un avocat de la protection des animaux commun. 

  

  
1 RS 101 
2 FF 2007 5759 
3 FF 2008 3883 
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Initiative populaire «Contre les mauvais traitements envers les animaux et 
pour une meilleure protection juridique de ces derniers (initiative pour l’institution 
d’un avocat de la protection des animaux)». AF 

6008 

Art. 2 
L’Assemblée fédérale recommande au peuple et aux cantons de rejeter l’initiative. 

Conseil national, 25 septembre 2009 Conseil des Etats, 25 septembre 2009

La présidente: Chiara Simoneschi-Cortesi 
Le secrétaire: Pierre-Hervé Freléchoz 

Le président: Alain Berset 
Le secrétaire: Philippe Schwab 
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2008-0499 5791 

Decreto federale 
concernente l’iniziativa popolare «Contro il maltrattamento e  
per una migliore protezione giuridica degli animali  
(Iniziativa sull’avvocato degli animali)» 

del 25 settembre 2009 

 
L’Assemblea federale della Confederazione Svizzera, 
visto l’articolo 139 capoverso 3 della Costituzione federale1; 
esaminata l’iniziativa popolare «Contro il maltrattamento e per una migliore 
protezione giuridica degli animali (Iniziativa sull’avvocato degli animali)» 
depositata il 26 luglio 20072; 
visto il messaggio del Consiglio federale del 14 maggio 20083, 
decreta: 

Art. 1 
1 L’iniziativa popolare del 26 luglio 2007 «Contro il maltrattamento e per una 
migliore protezione giuridica degli animali (Iniziativa sull’avvocato degli animali)» 
è valida ed è sottoposta al voto del Popolo e dei Cantoni. 
2 L’iniziativa ha il tenore seguente: 

La Costituzione federale è modificata come segue: 

Art. 80 cpv. 4 e 5 
4 La Confederazione disciplina la protezione giuridica degli animali in quanto esseri 
viventi dotati di sensibilità. 
5 Nei procedimenti penali per maltrattamento di animali o altre infrazioni alla legi-
slazione sulla protezione degli animali un avvocato incaricato della protezione degli 
animali difende gli interessi degli animali maltrattati. Più Cantoni possono designare 
congiuntamente un avvocato incaricato della protezione degli animali. 

  

  
1 RS 101 
2 FF 2007 5553. Nel Foglio federale (FF 2006 977) il testo dell’iniziativa è stato erronea-

mente pubblicato nella versione precedente il controllo linguistico finale; nelle liste delle 
firme degli autori dell’iniziativa, negli atti interni ufficiali nonché nella banca dati della 
Cancelleria federale (http://www.admin.ch/ch/i//pore/vi/vis340t.html) figurava invece 
sempre e soltanto la versione corretta e sottoposta al controllo finale, versione che viene 
ora pubblicata anche nel presente decreto. 

3 FF 2008 3717 
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Iniziativa popolare «Contro il maltrattamento e per una migliore protezione 
giuridica degli animali (Iniziativa sull’avvocato degli animali)». DF 

5792 

Art. 2 
L’Assemblea federale raccomanda al Popolo e ai Cantoni di respingere l’iniziativa. 

Consiglio nazionale, 25 settembre 2009 Consiglio degli Stati, 25 settembre 2009

La presidente: Chiara Simoneschi-Cortesi 
Il segretario: Pierre-Hervé Freléchoz 

Il presidente: Alain Berset 
Il segretario: Philippe Schwab 
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